
SCHULE MUSS ANDERS! ABER
WIE?  Warum  das
Bildungssystem  in  einer
fundamentalen Krise steckt und
was wir dagegen tun können
Von Marvin Schutt, September 2023, Revolution Zeitung September 2023

Nach 10 Stunden Frontalunterricht mit mindestens 25 Schüler_Innen in einer
Klasse  kommen wir  nach Hause und möchten uns  einfach nur  noch die
Bettdecke über den Kopf ziehen und raus aus dieser Scheiße. Nachdem von
den  Französisch-Vokabeln,  den  Anaphern  im  Goethe-Gedicht  und  der
mathematischen  Integralgleichung kaum noch  was  hängen geblieben  ist,
scheint  wenigstens  eins  klar  zu  sein:  Dieses  Bildungssystem ist  genauso
marode wie das Schulgebäude, in dem es durch die Decke tropft und in der
Umkleidekabine schimmelt.

Leistungsterror  als  Antwort  auf
Unterfinanzierung
Obwohl  Bildungsstreikbewegungen,  Jugendorganisationen  und
Gewerkschaften schon seit über 10 Jahren davon reden, scheint es nun auch
bei der sogenannten Allgemeinheit angekommen zu sein, dass neben Unis
und  Kitas  vor  allem auch  unsere  Schulen  in  einer  fundamentalen  Krise
stecken.  Von  FAZ  bis  taz  verdrückt  die  bürgerliche  Presse  eine  dicke
Krokodilsträne  nach  der  anderen  darüber,  dass  immer  neue
Vergleichsarbeiten bestätigen, dass es den Schüler_Innen an elementaren
Grundfähigkeiten wie Rechnen, Lesen und Schreiben mangelt. Kein Wunder,
denn  die  PISA-Studie  hat  bestätigt,  was  wir  schon  lange  wussten:
Bildungserfolg hängt in Deutschland vor allem vom Einkommen der Eltern
ab. Und das in Deutschland in sogar noch stärkerem Maße als in Mexiko,
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Ungarn  oder  Polen.  Aber  anstatt  das  Problem  der  massiven
Unterfinanzierung  unserer  Schulen  anzugehen,  wird  uns  Schüler_Innen
eingeredet, wir würden uns halt einfach nicht genug anstrengen und seinen
demnach auch  selber  schuld,  wenn wir  den  ganzen  Tag  nur  am Handy
hängen. Aber nachdem nun auch die bürgerliche Presse auf die Probleme in
den  schul ischen  Leistungen  hingewiesen  hat ,  mussten  die
Landesregierungen handeln.  Anstatt  eines Investitionspakets  Bildung,  der
Einstellung  neuer  Lehrkräfte  und  der  Bereitstellung  von  kostenloser
Nachhilfe  hat  man  sich  gedacht:  „Wenn  die  Schüler_Innen  zu  faul  zum
Lernen sind, müssen wir halt den Druck und die Vergleichbarkeit erhöhen.“.
Praktisch bedeutet  das für uns eine schärfere Selektion im 3-gliederigen
Schulsystem, die Erhöhung der Anzahl von Prüfungen und eine Verkürzung
der Regelschulzeit von 13 auf 12 Jahre im Rahmen des sogenannten „G8“-
Abis. Corona hat diesem Prozess noch das Sahnehäubchen aufgesetzt. Der
durch die Lockdowns verpasste Lernstoff, soll jetzt einfach noch zusätzlich
drauf-gepackt werden. Dieser künstlich erzeugte Leistungsdruck geht auf
unsere (mentale) Gesundheit, so ist die Anzahl derer von uns, die sich in
psychotherapeutischer Behandlung befinden, in den letzten 10 Jahren um
mehr als das Doppelte angestiegen.

Mit Privatisierung gegen die Bildungskrise?
Obwohl die klassisch neoliberale Antwort „Der Markt wird’s schon lösen“
bereits in der Corona-Pandemie, der Klimakrise, der Wohnungskrise und der
Inflationskrise nicht funktioniert hat, wird sie nun auch in der Bildungskrise
versucht,  indem auf die „unternehmerische Initiative des freien Marktes“
gesetzt wird. Praktisch heißt das: Privatisierung statt stabiler öffentlicher
Ausfinanzierung. Eine Öffnung unserer Schulen für den freien Markt findet
heute insbesondere unter den Vorzeichen der „Digitalisierung“ statt. Klingt
ja erstmal eigentlich ganz gut, denn während der Corona-Pandemie haben
wir gemerkt, dass weder unsere 60 Jahre alte Mathelehrer_In, noch unsere
60  Jahre  alte  Technik  für  das  Homeschooling  bereit  waren.  Doch  unter
Digitalisierung versteht der Staat keine flächendeckenden Investitionen in
eine  opensource-basierte  digitale  Infrastruktur  unserer  Schulen,  sondern
eine  Öffnung  des  öffentlichen  Sektor  für  die  Privatwirtschaft.  Über



Sponsoringverträge mit Softwarekonzernen kann eine Schule ein nagelneues
Computerkabinett oder eine Schulcloud bekommen, wenn sie sich nur dazu
verpflichtet,  das Konzernlogo gut sichtbar aufzuhängen und alle weiteren
Update- und Softwarepakete von derselben Firma zu erwerben. Wenn sich
Schulen weigern, geht’s halt weiter mit dem Mathe-Buch, mit den Bildern,
auf denen die coolen Kids aus den 90ern Spaß beim Lernen haben. Doch
auch  die  Schulbücher  werden  nicht  vom  Staat  kostenlos  bereitgestellt,
natürlich  müssen  wir  dafür  zahlen.  Für  die  meisten  Familien,  die  unter
inflationsbedingtem Reallohnverlust leiden, ist jedoch am Monatsende kaum
noch Geld für Schulbücher da. Zu den Schulbüchern kommen dann auch
noch die ganzen anderen privatisierten Kosten für Kunstmaterial, Sportzeug,
Klassenfahrten, Mensaessen, Arbeitsmaterial  usw. Hinzu kommt, dass wir
auch  mit  dem  ganzen  neu  gekauften  Kram  nicht  lernen  können,  denn
entweder  gibt  es  nicht  genügend  Räume  für  alle  Klassen  oder  die
Klassenräume sind so ekelhaft, dass man lieber raus gehen würde für den
Unterricht.  Bei  speziellen  Fachräumen  mit  besonderem  Equipment  zum
Beispiel für Chemie, Physik, Informatik, Musik und Kunst sieht die Lage noch
schlimmer aus. Sportunterricht kann teilweise nicht stattfinden, weil es im
Winter  keine  beheizten  Hallen  gibt.  Ein  Grund  für  den  massiven
Unterrichtsausfall  ist  also  auch  der  Mangel  an  Räumen.  Auch  wenn
Unterrichtsausfall erst einmal immer nach mehr Spaß und Freizeit klingt,
heißt  das  im  Umkehrschluss,  dass  diese  ausgefallene  Unterrichtszeit
privatisiert wird, indem sie nach Hause verlagert wird. Eigentlich praktisch,
denn  da  muss  der  Staat  weder  Wasser,oder  Heizung,  noch  Miete  oder
Personal bezahlen. Meistens passiert das durch die Berge von Hausaufgaben,
die eigentlich nur ins Private verlagerte Unterrichtszeit darstellen. Dasselbe
gilt  für  „Online-Unterricht“,  der  uns  dann  auch  als  Schulung  digitaler
Kompetenzen schmackhaft gemacht werden soll.

Angriffe  auf  die  Arbeitsbedingungen  von
Lehrkräften
Nicht  nur  aus  uns  Schüler_Innen  wird  versucht,  alles  Verwertbare
auszupressen,  auch  aus  unseren  Lehrer_Innen.  Diese  sollen  bei
gleichbleibendem  Lohn  nun  immer  mehr  Schüler_Innen  in  einer  Klasse



unterrichten  und  immer  mehr  zusätzliche  Aufgaben  wie  Inklusion,
Digitalisierung,  Berufsorientierung  und  Verwaltung  übernehmen.  Kein
Wunder,  dass  laut  einer  Studie der  Bildungsgewerkschaft  GEW über ein
Drittel unserer Lehrer_Innen im Laufe ihrer Berufslaufbahn ein Burnout oder
Anzeichen dafür entwickeln.  Immer weniger Menschen wollen diesen Job
machen,  sodass  es  in  den  letzten  10  Jahren  bis  zu  14  Prozent  weniger
Lehramtsstudiumsabsolvent_Innen  gibt.  Für  uns  wird  das  am  massiven
Unterrichtsausfall deutlich und daran, dass das Wort „Vertretungsunterricht“
aus  dem Stundenplan  in  die  Geschichtsbücher  geflüchtet  ist.  Prognosen
nehmen  an,  dass  aktuell  bis  zu  100  000  Lehrkräfte  fehlen.  Für  unsere
Lehrer_Innen heißt  das,  dass  sie  die  Arbeit  von den fehlenden 100 000
Lehrkräften  zusätzlich  tragen  müssen  und  das  natürlich  bei  gleicher
Bezahlung.

Die  Gründe  dafür  sind  vielfältig.  Neben  der  Verschlechterung  der
Arbeitsbedingungen  für  Lehrkräfte  spielt  auch  die  Demographie  eine
wichtige  Rolle:  So  gehen  aktuell  die  geburtenstarken  Jahrgänge  der
sogenannten  „Babyboomer“  in  Rente,  während  die  geburtenschwachen
„Millennials“  jetzt  in  das  Berufsleben  eintreten  und  zahlenmäßig  nicht
ausreichen,  um  die  Pensionierungswelle  der  Boomer  auszugleichen.
Hinzukommt, dass die jetzt eingeschulten Jahrgänge wieder angewachsen
sind,  durch stärkere Geburtenraten und Migration aus  u.a.  der  Ukraine.
Während  die  Bildungsstreikbewegung  und  die  GEW  diese  Entwicklung
bereits Anfang der 2000ender Jahre prognostiziert haben, haben Land und
Bund  das  Problem  systematisch  kleingerechnet  und  als  „unnötige
Panikmache“ abgetan. Das ist nun nicht mehr so leicht möglich. So hat die
s t ä n d i g e  w i s s e n s c h a f t l i c h e  K o m m i s s i o n  ( S W P )  d e r
Kultusminister_Innenkonferenz  (kurz  KMK,  hier  treffen  sich  die
Verantwortlichen  für  Bildung  und  Kultur  aller  Länder)  ein  Papier
veröffentlicht, dass bestätigt, dass es einen massiven Lehrkräftemangel in
Deutschland gibt. Man könnte jetzt denken, dass die Landesregierungen sich
nun Maßnahmen überlegen, wie man wieder an mehr Lehrkräfte kommt, um
uns Schüler_Innen unser verfassungsmäßig verbrieftes Recht auf Bildung zu
gewähren. Doch die dafür nötigen 100 Milliarden werden für die Bundeswehr
gebraucht, also hat die KMK Vorschläge erarbeitet, nicht wie unsere Schulen



an mehr Lehrer_Innen kommen (denn das kostet Geld), sondern wie sie mit
weniger  Lehrer_Innen  besser  zurecht  kommen  können.  Die  dort
vorgeschlagenen Maßnahmen sind eine dicke Schelle ins Gesicht von uns
allen: die Klassengröße soll erhöht werden, pensionierte Lehrer_Innen sollen
aus dem Ruhestand zurückgeholt werden, die Pflichtzahl an wöchentlichen
Unterrichtsstunden für  Lehrkräfte  soll  erhöht  werden und durch  Online-
Unterricht  soll  eine  Lehrkraft  gleich  mehrere  Klassen  gleichzeitig
unterrichten können. Und das ist keine dunkle Fantasie einer dystopischen
Hölle: In NRW, Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt wurden Teile davon
sogar schon umgesetzt. In Berlin wird derweil laut darüber nachgedacht,
angeblich  weniger  wichtige  Fächer  wie  Geschichte,  Politik,  Ethik,  Sport,
Musik und Kunst einzukürzen.

Kapitalistische Bildung als Krisenursache
Doch wie konnte es überhaupt so weit kommen? Der Grund ist nicht die
Inkompetenz  der  zuständigen  Bildungspolitiker_Innen,  sondern  die
kapitalistische Produktionsweise selbst. Die Kapitalist_Innen stecken darin in
der  widersprüchlichen  Situation,  dass  sie  einerseits  unsere  Bildung
ausweiten  und  gleichzeitig  begrenzen  müssen.

Durch den kapitalistischen Wettbewerb weitet sich die technische Basis der
Produktion ständig aus und erneuert sich. Ist auch logisch, denn wenn das
eine Kühlschrankunternehmen anfängt durch den Einsatz von AI (künstliche
Intelligenz) Kosten einzusparen und die Kühlschränke günstiger verkaufen
kann,  muss  das  andere  Konkurrenz-Kühlschrankunternehmen  nachziehen
und auch AI benutzen, sonst wird es auf dem Markt eingehen. Das heißt aber
auch, dass die Unternehmen ständig gebildetere Arbeitskräfte brauchen, die
mit diesen technischen Neuerungen umgehen können. Dieser Trend wird in
den  imperialistischen  Ländern  dadurch  verstärkt,  dass  immer  mehr
arbeitsintensive Produktion ins Ausland verlagert wird, während die meiste
sogenannte  „Kopfarbeit“  hier  geleistet  wird.  Auch  dafür  müssen  die
Arbeitskräfte ein gewisses Bildungsniveau haben. Hinzu kommt, dass durch
den  immer  verstärkteren  Einsatz  von  Technologie  die  Mehrwertrate  der
Unternehmen schrumpft,  denn die Basis ihres Profits ist die menschliche



Arbeitskraft, deren Preis (Lohn) sie drücken können, während die Priese für
Technik,  Maschinen,  Gebäude  etc.  (konstantes  Kapital)  feststehen.  Der
immer  kleiner  werdende  Anteil  von  menschlicher  Arbeitskraft  in  der
Produktion muss deshalb produktiver Arbeiten, um dieselbe Mehrwertrate zu
erzielen. Also muss den Arbeitskräften über Bildung vermittelt werden, wie
sie produktiver Arbeiten.

Auf der inhaltlichen Ebene hat das Kapital natürlich kein Interesse daran,
dass alle Schüler_Innen so schlau werden, dass sie analysieren können, dass
diese  Produktionsweise  nicht  in  ihrem Interesse  ist,  sodass  sie  dagegen
aufbegehren könnten. Die Kapitalist_Innen versucht deshalb mal mehr mal
weniger offensiv, die Inhalte des Bildungssystems zu kontrollieren und nach
ihren  Interessen  auszurichten.  Entweder  direkt,  indem  sie  den
überarbeiteten  Lehrer_Innen  kostenlose,  schön  aufbereitete
Unterrichtsmaterialien  zur  Verfügung  stellen  oder  indirekter  über  ihre
Thinktanks (zum Beispiel die Bertelsmannstiftung oder die „Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft“) oder Lobbyarbeit bei den Landesregierungen. Auf
der ökonomischen Ebene verursacht Bildung jedoch auch enorme Kosten für
das Kapital, was es gerne einsparen möchte. Das liegt daran, dass Bildung
direkt in die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft einfließt und damit
ihren  Wert,  ausgedrückt  im  Lohn,  erhöht.  Die  Reproduktionskosten  der
Arbeitskraft sind das, was der_die Arbeiter_In braucht, um am nächsten Tag
wieder  in  der  Kühlschrankfabrik  auf  der  Matte  auf  der  zu  stehen.  Also
Nahrung,  Erholung,  Miete  aber  eben  auch  Bildung,  um  die  AI  in  der
Kühlschrankfabrik zu bedienen. Um seine_Ihre Profite nicht zu schmälern
versucht der_die Kapitalist_In immer so wenig Lohn wie möglich zu zahlen,
also zahlt er_sie nur das, was die_der Arbeiter_In unmittelbar für seine_Ihre
Reproduktion der Arbeitskraft braucht. Doch dazu zählt auch die Bildung
(deshalb werden zB. auch Tätigkeiten mit längerer Ausbildungsdauer wie
Arztberufe, Lehrer_Innenberufe oder Anwält_Innen besser bezahlt, weil also
ihre Reproduktionskosten höher sind). Das Kapital versucht also die Kosten
für die Bildung so gering wie möglich zu halten.

In dieser widersprüchlichen Situation (das Kapital muss Bildung ausweiten
aber gleichzeitig die Kosten senken) kommt der bürgerliche Staat ins Spiel.



Er  taucht  immer  dann  auf,  wenn  die  egoistischen  Interessen  der
Einzelkapitale  drohen,  den  Kapitalismus  insgesamt  ins  Grab  zu  bringen.
Damit also nicht alle Einzelkapitale die Kosten für Bildung auf 0 drücken und
die kapitalistische Produktion dann nicht mehr gewährleistet werden könnte,
muss der Staat einspringen und ein Minimum an Bildung gewährleisten und
finanzieren.  Dabei  versucht  er  die  Kosten  dessen  weitestgehend auf  die
Arbeiter_Innenklasse  über  die  Verbrauchersteuer  oder  Privatisierung
auszulagern.  Ebenso  schlichtet  er  zwischen  den  widersprüchlichen
Einzelinteressen  der  Kapitale,  denn  Edeka  hat  aufgrund  seiner
Produktionsbedingungen andere Anforderungen an seiner Arbeiter_Innen als
VW oder die AI-gestützte Kühlschrankproduktion. Der Staat versucht hier
durch  mehr  „allgemeine  Berufsorientierung“  im  Unterricht  einen
Kompromiss zu finden. Doch so wie der Kapitalismus immer wieder in Krisen
gerät, tut es auch sein staatliches Bildungssystem. So kommt es in Phasen
ökonomischen Aufschwungs immer wieder zu größeren Investitionen und
einer Öffnung des Schulsystems für untere Schichten und in Krisenzeiten
(wie  aktuell  auch)  zu  Kürzungen  und  einer  Herausdrängung  von
Arbeiter_Innenkindern und Migrant_Innen. Organisiert wird dies über das 3-
Gliedrige  Schulsystem aus  Hauptschule,  Realschule  und  Gymnasium (die
Bezeichnungen variieren von Land zu Land), dass durch scharfe Selektion
gewährleistet, dass jede_r nur so viel Bildung bekommt, wie für seinen_Ihren
späteren Platz in der Arbeitswelt nur unbedingt nötig ist. Somit produziert 
die  Schule  zwar  keine  Klassenspaltung  (das  macht  die  kapitalistische
Produktionsweise  selbst),  sie  reproduziert  diese  aber.  So  bleiben
Arbeiter_Innenkinder  auf  der  Hauptschule,  weil  ihre  Eltern  zwischen  2
befristeten  30-Stunden  Jobs  es  nicht  schaffen,  ihren  Kindern  bei  den
Hausaufgaben  zu  helfen  oder  sie  auch  nicht  dieselbe  Muttersprache
sprechen. Die Reichen schicken ihre Kinder in der Zeit auf Privatschulen und
-unis, wo sie dann durchgeboxt werden, um einmal reich zu erben.

Lasst uns unsere Schulen zurückholen!
Dass  wir  in  einer  tiefen  Bildungskrise  stecken,  müssen  wir  nicht  mehr
diskutieren, das sieht mittlerweile auch die FDP ein. Offen bleibt nur, wer die
Kosten  dieser  Krise  zahlen  soll.  Sind  es  wir  Schüler_Innen  durch  mehr



Leistungsterror, größere Klassen und schärfere Selektion oder sind es die
Regierungen und das Kapital, die tiefer in die Tasche greifen müssen, um
Geld  für  unsere  Bildung  locker  zu  machen.  Ersteres  zu  verhindern  und
Zweiteres zu erkämpfen,  stellt  den zentralen Kampf dar,  den wir  führen
müssen. Krise heißt ebenso wie beim Klima oder der Wirtschaft auch immer
Potenzial für eine Bewegung dagegen.

Einen Ansatzpunkt dafür bietet der Aktionstag von „Schule muss anders“
(SMA) am 23.9.! Wir unterstützen die Hauptforderungen der Initiative nach
1.  kleineren  Klassen,  2.  mehr  Investitionen  in  die  Bildung,  3.
multiprofessionellen  Unterrichtsteams  und  4.  einer  unabhängigen
Beschwerdestelle gegen Diskriminierung zu 100 Prozent und schließen uns
mit  allen  unseren  Ortsgruppen  der  Aktion  an.  Doch  gehen  uns  diese
Forderungen noch nicht weit genug. Um die Dynamik des Aktionstages zu
nutzen  und  weitere  Schritte  im  Aufbau  einer  bundesweiten
Bildungsbewegung zu gehen, müssen wir die 4 Forderungen von SMA in
unseren  Schulen  diskutieren  und  erweitern.  Wir  brauchen  dafür
Vollversammlungen der gesamten Schüler_Innenschaft und Komitees an den
einzelnen Schulen, die weitere Forderungen erarbeiten. Indem wir unsere
Forderungen auf Schilder schreiben, auf dem Protesttag lautstrak vertreten
und vor allem in die Schule durch kleinere Aktionen und Versammlungen
hineintragen,  können  wir  verhindern,  dass  wir  auf  ewig  ignoriert  und
totgeschwiegen werden. Beispiele für sinnvolle Forderungen in Ergänzung zu
SMA könnten die Folgenden sein:

Kostenloses  und  ökologisches  Mensaessen!  Selbstverwaltete
Speisepläne von uns Schüler_Innen!
Bildung  eines  Kontrollausschusses  aus  Schüler_Innen,  Eltern  und
Lehrer_Innen, der eine Maximalgrenze für Hausaufgaben festlegt!
Gegen jede Einflussnahme und Präsenz der Bundeswehr an unseren
Schulen!
Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule  einfach  und  unbürokratisch  zu  ändern!  Schluss  mit
Deadnames  auf  der  Klassenarbeit!
Von Schüler_Innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen



für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule!
Für  eine  flächendeckende  Modernisierung  und  energetische
Sanierung aller Schulgebäude sowie ihrer Heizungs-,  Wasser- und
Belüftungssysteme. Bezahlt werden soll das von denen, die vom Krieg
und den steigenden Energiepreisen profitieren!
Für  eine  demokratische  Kontrolle  des  Lehrplans  durch
Schüler_Innen,  Eltern,  Lehrer_Innen  und  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse! Wir bestimmen selbst, was wir lernen wollen!
Schluss mit dem 3-gliedrigen Schulsystem! Eine Schule für alle und
Abschaffung aller Privatschulen!
Für  den  Aufbau  einer  Schüler_Innengewerkschaft  und  ein  volles
Streikrecht für Schüler_Innen, damit wir Verbesserungen erkämpfen
können!

Die Forderungen von SMA sind nur der Ausgangspunkt, von dem aus wir uns
Fragen müssen, in wessen Schulen wir eigentlich lernen. Es sind unsere
Schulen,  denn  es  sind  wir  und  nicht  Bettina  Stark-Watzinger
(Bildungsministerin),  die  unter  zu  großen  Klassen  leiden.  Es  sind  wir
Schüler_ Innen,  Lehrer_ Innen,  Soz ia larbe i ter_ Innen  und
Schulpsycholog_Innen,  die  diese  Bildungskrise  ausbaden  müssen.  Dann
sollten wir doch auch darüber entscheiden können, wie viele Schüler_Innen
in  e iner  Klasse  erträgl ich  s ind.  Wir  wol len  n icht  in  e inem
Geschichtsunterricht sitzen, in dem einfach nicht über deutschen Kolonien
gesprochen wird.  Wir  wollen  im Sexualkundeunterricht  auch etwas  über
nicht-heterosexuellen Sex lernen. Wir wollen an einem Ort lernen, den wir
auch selbst gestalten dürfen. Und das zusammen mit unseren Friends, auch
wenn ihre Eltern Toiletten putzen oder kein Deutsch sprechen.

Dafür gehen wir nicht nur selbst zum SMA-Aktionstag, sondern fordern alle
linken Jugendorganisationen von Solid,  den Jusos,  bis  hin  zur  SDAJ  und
Young Struggle auf, sich daran zu beteiligen. Und zwar nicht nur symbolisch
mit Fahne, sondern durch die Mobilisierung der kompletten Basis. Die von
SMA geforderte Bildungskonferenz bietet einen wichtigen Ansatzpunkt, an
dem wir unsere Forderungen miteinander diskutieren und weitere Aktionen
gemeinsam planen können. Ebenso gilt es den Schüler_Innenprotest mit dem



Protest  der  Lehrer_Innen  zu  verbinden.  In  Berlin  streiken  Lehrer_Innen
bereits  seit  über einem Jahr für  kleinere Klassen und einen Tarifvertrag
Gesundheitsschutz.  Diesen Kampf  gilt  es  durch eine  Unterstützung ihrer
Streiks gemeinsam zu führen und außerhalb Berlins durch Diskussionen mit
der GEW auszuweiten. Ebenso wird im Oktober in der Tarifrunde der Länder
über die Höhe des Lehrer_Innenlohns verhandelt. Auch bei diesen Streiks im
gesamten Bundesgebiet braucht es unsere Solidarität und unsere Initiative,
um  weitere  Aspekte  der  Bildungskrise  und  eine  volle  Ausfinanzierung
unserer Schulen in die Debatte zu tragen. Darüber hinaus gilt es den Protest
gegen  die  Bildungskrise  mit  den  aktuellen  Bewegungen  rund  um  die
Klimakrise  zu  verbinden,  denn  betreffen  tun  uns  beide  und  ihre
kapitalistische Ursache ist dieselbe! Lasst uns gemeinsam für eine Zukunft
kämpfen, in der die Schulen uns gehören!

Die  Edelweißpiraten:
proletarische  Jugendkultur
gegen den Hitler-Faschismus
Von Yorick F., Mai 2023

Heute ist  der Tag der Befreiung,  der 78.  Jahrestag der Bedingungslosen
Kapitulation des Faschistischen Deutschlands und damit des Endes des 2.
Weltkriegs in Europa. Dieser Tag hat auch heute noch zurecht eine deutliche
Symbolkraft,  als  Tag zur Erinnerung an die Befreiung Deutschlands vom
Faschismus durch die Alliierten, allen voran der Roten Armee, zeigt er auf
wie  wichtig  konsequenter  Antifaschismus  ist.  Zumindest  sollte  man  dies
meinen, oder zumindest erwarten; die heutige vor allem Westlich geprägte
Erinnerungskultur zeichnet jedoch ein anderes Bild. Denn um sich am 8. Mai
glaubhaft  Antifaschistisch  zu  präsentieren  braucht  es  die  Besinnung  auf
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antifaschistischen  Widerstand  in  Deutschland,  nicht  nur  zeigten  diese
mutigen  Widerstandskämpfer_Innen  eine  bedingungslose  Entschlossenheit
welche  für  uns  heute  noch  beispielhaft  sein  sollte,  sie  zeigen  auch  auf
welchen Charakter Antifaschismus haben muss.

Wer waren die Edelweißpiraten?
Die Edelweißpiraten, zu deren Umfeld die Gestapo um die 3000 Jugendliche
zählte,  setzten sich zunächst zusammen aus unangepassten Jugendlichen,
welche aktiv nicht in die Hitlerjugend eintraten. Diese hatten erst einmal
keine geeinten ideologischen Hintergründe, waren aber fast ausschließlich
proletarische  Jugendliche.  Ihren  Namen  gaben  sie  sich  nach  einem
Schmähbegriff  der  Gestapo  für  Unangepasste  Jugendliche  der  1936
verbotenen  bündischen  Jugend,  welche  u.a.  Edelweißblüten  als
Erkennungssymbol  trugen.  Das  Edelweiß  symbolisierte  zusätzlich  die
Naturverbundenheit vor allem in der Anfangszeit, als die Edelweißpiraten
eine  noch  recht  lose  Gruppe  waren  die  vor  allem  einen  Ausweg  und
Freiräume im faschistischen Staat suchten und regelmäßig Ausflüge in die
Umliegende Natur, in Wälder und an Seen unternahmen.

Als Gruppe aus proletarischen Jugendlichen abseits der Kontrolle durch HJ
oder BDM wurden die Edelweißpiraten schnell von der Gestapo als Gefahr
angesehen.  Immer wieder gab es angriffe  durch die HJ auf  Fahrten der
Gruppe. Die ständigen Angriffe der HJ sowie der Gestapo, die Hintergründe
einiger  Mitglieder  welche  im  Rotfrontkämpferbund  oder  der  SPD nahen
Naturfreundejugend  organisiert  waren  sowie  der  Kontakt  zu
Widerstandskämpfer_Innen  und  Sozialist_Innen  im  Exil  in  Paris,  welcher
durch Michael Jovi zustande kam welcher auch eine gemeinsame Fahrt nach
Paris  organisierte,  gaben  den  Edelweißpiraten  recht  schnell  eine  klare
politische Haltung: klar Antifaschistisch mit der HJ als expliziteres Feindbild
und deutlich  sozialistisch  geprägt.  Zunächst  drückte  sich  dies  vor  allem
durch auf  den Ausflügen gesungene Lieder  aus,  welche häufig  aus  dem
Repertoire der Bündischen Jugend stammten. Diese wurden umgedichtet und
bekamen einen politischen Charakter, man traf sich zwar weiterhin in der
Natur,  jedoch  zunehmend  geheimer  aus  Angst  vor  noch  stärkerer



Verfolgung.

Widerstand gegen den Hitler-Faschismus
Recht  schnell  sahen  einige  Edelweißpaten  die  Notwendigkeit,  aktiv
Widerstand gegen den Faschismus zu leisten, auch wenn dies bedeutete sein
eigenes  Leben  aufs  Spiel  zu  setzen.  Neben  gezielten  Überfällen  auf  HJ
Streifendienste, stahlen die Edelweißpiraten, welche zu Großteilen durch die
Repression  des  faschistischen  Staates  keinen  gesicherten  Zugang  zu
Lebensmitteln hatten, regelmäßig Große Mengen an Lebensmitteln, welche
zu großen Teilen etwa über Zäune oder vergitterte Fenster zu vor allem
Sowjetischen und Jüdischen gefangenen geschmuggelt wurden. Auch wurden
geflohene Kriegsgefangene und Jüd_Innen in zumeist heimlich bewohnten
Wohnungen  versteckt  und  mitversorgt.  Mehrere  Gruppen  der
Edelweißpiraten, welche vor allem im Rheinland und im Ruhrgebiet aktiv
waren, verteilten auch Flugblätter und schrieben antifaschistische Parolen an
Gebäude und Güterzüge.

Eine  der  Bekanntesten  Gruppen  aus  Edelweißpiraten  war  die  sog.
Ehrenfelder Gruppe in Köln. Diese traf sich in einem verlassenen Bunker,
welcher  schnell  zur  Anlaufstelle  für  im  Untergrund  Lebende  Jüd_Innen,
Kriegsgefangene und Antifaschist_Innen wurde.  Sie lagerten auch Waffen
und verübten einzelne Anschläge, etwa am 20.04.1944 an den Gleisen eines
Güterzuges, welcher entgleiste und die wichtige Industriestrecke mehrere
Tage lahmlegte. Sie lieferten sich zudem Regelmäßig Schießereien mit Nazis.
Viele Edelweißpiraten wurden gefangengenommen. Auch viele Mitglieder der
Ehrenfelder Gruppe, bei einem Überfall auf ein Munitionsdepot um einen
geplanten Bombenanschlag auszuführen. Am prominentesten ist hier wohl
das Schicksal des damals 16 Jährigen Bartholomäus Schink welcher mehrere
Monate in Gefangenschaft gefoltert wurde und am 10.11.1944 gemeinsam
mit einigen Mitstreitern ermordet wurde.

Obwohl die Edelweißpiraten ihre Leben riskierten und teilweise verloren, um
sich  gegen die  Nazis  aufzulehnen und zu  versuchen den Faschismus zu
stürzen  und  damit  einen  durchaus  mehr  als  bewundernswerten  und
relevanten  Bei trag  le is teten,  f inden  s ie  in  der  Deutschen



Geschichtsschreibung und Erinnerungskultur nur wenig Erwähnung. Wenn
überhaupt werden sie neben Namen wie der Weißen Rose oder Claus Schenk
Graf  von  Stauffenberg  genannt  und  dann  höchstens  als  alternative
naturverbundene  Jugendbewegung  abseits  der  HJ  dargestellt;  ihr
Antifaschismus und ihr Ziel nicht nur den Faschismus zu stürzen, sondern
auf seinen Trümmern eine Räterepublik zu bauen, werden ausgelassen, oft
ebenso, dass sie tatsächlich aktiv widerstand leisteten. Die Edelweißpiraten
bilden hier jedoch keinen Einzelfall:  Auch andere sich aus proletarischen
Jugendlichen  zusammensetzende  antifaschistische  und  klar
Sozialdemokratische bis  Sozialistische Gruppen wie die Leipziger Meuten
oder dezidiert Kommunistische Widerstandskämpfer wie Georg Elser werden
wenig bis gar nicht erwähnt. Und das nicht ohne Grund: die Weiße Rose rund
um Sophie und Hans Scholl mögen großen Mut an den Tag gelegt haben,
kämpften aber im Endeffekt vor allem gegen den Kurs Hitlers und seinem
Kabinett  und  für  eine  Art  gemäßigten  Bonapartismus.  Noch  skuriler:
Stauffenberg kämpfte nicht einmal gegen den Faschismus, verstand sich im
Gegenteil selbst als explizit Deutsch- Nationalistisch und erhoffte sich mit
seinem Attentat auf Hitler einen Kurswechsel des Faschismus, nicht jedoch
seine Beendigung. Diese beiden Beispiele erfahren vor allem deshalb eine
Überbetonung,  da  sie,  als  mehr  oder  weniger  Einzelpersonen  ohne
Kommunistische  oder  Proletarischen  Hintergrund,  in  der  Geschichte  des
Widerstands gegen das NS-Regime eine absolute Ausnahme darstellen, noch
dazu  eine  recht  bequeme.  Sie  stellen  vor  allem  die  dem  Faschismus
zugrundeliegende  Klassenstruktur  nicht  in  Frage.  Die  Würdigung  von
antifaschistischem Widerstand,  wie dem der Edelweißpiraten,  widerstrebt
den Herrschenden sowie den bürgerlichen Geschichtsschreiber_Innen. Denn
wenn sie das tun würden, müssten sie Personen ehren, welche explizit auch
ihre Herrschaft in Frage stellten. Für uns ist klar, dass der Faschismus nur
Endgültig mit der Überwindung des Kapitalismus geschlagen werden kann.
Deshalb halten wir es für Notwendig antifaschistischen und kommunistisch
geprägten Jugendorganisationen wie den Edelweißpiraten zu erinnern, ihre
Taten zu würdigen und von ihnen und ihrer Entschlossenheit zu lernen. Denn
sie zeigen diese Erkenntnis deutlich auf.



Kultur
Wir möchten hier noch ein paar kulturelle Empfehlungen geben, die sich mit
den Edelweißpiraten beschäftigen: Zum einen das Lied „An Rhein und Ruhr
marschieren wir“, in dem der Widerstand der Edelweißpiraten gezeichnet
wird, und auch die Erkenntnis, dass der Faschismus nur endgültig mit dem
Ende der Klassengesellschaft  geschlagen werden kann.  Zum anderen ein
eher unbekanntes Lied, namens „Edelweißpiraten“, in dem nicht nur die teils
tragische Geschichte,  sondern auch ihre Heldentaten erzählt  werden und
auch  die  Kontinuität  der  Faschist_Innen  in  der  deutschen  Geschichte
problematisiert  wird.

Jugend  und
Queerunterdrückung  – Wie AfD
und  Co.  den  Diskurs
vereinnahmen
von Lia Malinovski, Mai 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Queerfeindlichkeit  ist  ein  bekanntes  Problem  in  allen  Bereichen  der
Gesellschaft: Ob am Arbeitsplatz, in der Familie oder in der Schule, queere
Jugendliche erleben überall  Diskriminierung und Unterdrückung aufgrund
ihrer Sexualität oder der Geschlechtsidentität. In der Schule zeigt sich das
besonders daran, dass trans- und homofeindliche „Witze“ zum Alltag gehören
und  es  in  der  Regel  keine  Strukturen  zur  Aufarbeitung  von
Queerfeindlichkeit gibt. Aber es ist auch strukturell verankert: Obwohl es
rechtlich möglich wäre, wird eine Namensänderung maximal im Unterricht
geduldet, auf Zeugnissen, Klassenlisten und so weiter wird es aber nicht
gemacht. Das heißt, trans Jugendliche sind gezwungen, auf jedem offiziellen

https://onesolutionrevolution.de/jugend-und-queerunterdrueckung-wie-afd-und-co-den-diskurs-vereinnahmen/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-und-queerunterdrueckung-wie-afd-und-co-den-diskurs-vereinnahmen/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-und-queerunterdrueckung-wie-afd-und-co-den-diskurs-vereinnahmen/
https://onesolutionrevolution.de/jugend-und-queerunterdrueckung-wie-afd-und-co-den-diskurs-vereinnahmen/


Dokument in der Schule ihren Deadname (=veralteter, „toter“ Name, der
nicht  mehr  verwendet  wird)  anzugeben oder  zu  lesen.  Auch die  viel  zu
großen Klassen sorgen für stärkeren Druck und Stress beim „outen“ oder
beim Tragen  von  bspw.  femininer  Kleidung,  wenn man transfeminin  ist.
Daraus resultiert, dass viele sich gar nicht erst trauen, sich so zu zeigen, wie
sie sind. Die psychischen und sozialen Folgen sind katastrophal. Deswegen
wollen  wir  uns  mit  den  lautesten  Treiber_Innen  der  Queerfeindlichkeit
auseinandersetzen: Der politischen Rechten.

Transunterdrückung und die politische Rechte
Denn  obwohl  die  Lage  an  den  Schulen  katastrophal  ist,  wie  oben
beschrieben, veranstalten AfD und Co eine Hetze gegen die vermeintlich
progressive  Politik  an  den  Schulen:  Sie  finden  es  falsch,  dass  im
Sexualunterricht – wenn überhaupt – Homosexualität thematisiert wird. Sie
argumentieren mit dem Kinderschutz, solche Themen würden „Jugendliche
verwirren“ oder seien „ideologische Instrumentalisierung“. Ihr Wahlspruch
„Deutschland – aber normal!“ verdeutlicht, worum es ihnen geht: Sie wollen
alles,  was  nicht  cis  und  hetero  ist  als  „unnormal“  oder  „komisch“
verunglimpfen und ein Deutschland ohne queere Personen aufbauen. Dabei
versuchen  sie  mittels  des  „Schutzes  der  Kinder“  den  Diskurs  zu
emotionalisieren  und  ein  Kampffeld  heraufzubeschwören,  mit  dem  sie
polarisieren können. Denn diese Polarisierung ist feste Strategie der AfD und
anderer rechter Parteien und Organisationen.

Wen sprechen sie damit an?
Dabei propagieren sie ein binäres und angeblich naturgegebenes Rollenbild
vom „starken Mann“ und der „Hausfrau“.  Diese Binarität wird von trans
Personen  durch  ihre  reine  Existenz  infrage  gestellt.  Denn  ein
„Geschlechtswechsel“,  wie es oft  genannt wird, widerspricht einer klaren
Binärität und nimmt den Rollenbildern das „natürliche“.  Sie sprechen mit
diesem Thema besonders Männer an, die um ihre Stellung in der Gesellschaft
fürchten,  oder  Radikalfeminist_Innen,  die  auf  die  Hetze von Medien und
rechten Parteien aufspringen und so die Binärität als ideologische Grundlage



kapitalistischer Frauenunterdrückung aufrechterhalten. Die Grundlage der
Frauenunterdrückung ist die Pflicht zur sogenannten Hausarbeit und dies ist
im  Kapitalismus  unumgänglich,  denn  der  Staat  und  die  Kapitalist_Innen
wollen möglichst wenig dafür zahlen, weshalb es Privatsache sein soll. Mit
dem Beginn der Klassengesellschaften hat sich diese Aufteilung der Arbeit in
die  „Hausfrau“  und  den  „arbeitenden  Mann“  entwickelt,  die  mit  der
Propagierung der Binärität und der biologischen Unterschiede ideologisch
begründet wurde. Von dieser Aufteilung profitieren vor allem Männer, die in
ihrer gesellschaftlichen Stellung über Frauen stehen. So erklärt sich auch,
wieso viele Männer, die um ihre Stellung fürchten, sich antifeministischer
und transfeindlicher Ideologie annähern.

Radikalfeminist_Innen werden vor allem durch eine Instrumentalisierung von
Frauenunterdrückung angesprochen. Denn wie sie, zeichnen auch AfD und
Co  ein  Bild  von  trans  Personen,  vor  allem  trans  Frauen,  das  sie  als
„Vergewaltiger“  und  „Männer  in  Kleidern“  darstellt.  So  wird  der  Kampf
gegen  Sexismus  von  den  Ursachen  (in  letzter  Konsequenz  das
Privateigentum an Produktionsmitteln) weggelenkt und zu einem kulturellen
Kampf  umgewandelt.  Dieses  Bild  wird  oft  in  Filmen  und  Serien,  in
Berichterstattungen  und  durch  Ideologien  wie  dem  Radikalfeminismus
gezeichnet.  Es  spricht  trans  Personen  direkt  ihre  Existenz  ab.

Die Frage, warum die Rechten die Transfeindlichkeit momentan so in den
Vordergrund  stellen,  ist  schwierig  eindeutig  zu  beantworten.  Aber
wahrscheinlich ist, dass sie damit polarisieren wollen und sich als Alternative
zum „Mainstream“ präsentieren wollen. Eine Strategie, die wir schon aus
dem  „Flüchtlingsdiskurs“  kennen,  und  mit  der  die  AfD  bislang  sehr
erfolgreich war. Zudem können sie so den Kampf gegen Unterdrückung und
Krisen zu einem ideologischen Kampf gegen andere unterdrückte Gruppen
umwandeln.

Rollback in den USA
In  Tennessee  und  West-Virginia  (USA)  wurden  kürzlich  erst  Gesetze
verabschiedet, die trans Personen in ihrer Existenz kriminalisieren und somit
zwingen,  wieder  gemäß  ihrem  biologischen  Geschlecht  erscheinen  zu



müssen. Konkret kriminalisiert das Gesetz eigentlich „Crossdressen“ (Bspw.
Als  Mann  weibliche  Kleidung  tragen)  in  der  Anwesenheit  von
Minderjährigen,  wobei  dabei  die  Geschlechtsidentität  von  außen
angenommen werden muss.  In der Praxis würde es eben bedeuten, dass
Personen,  die  bspw.  männlich  gelesen  werden,  aber  ein  feminines
Erscheinungsbild haben, nicht mehr in die Nähe von Minderjährigen dürfen,
sich also quasi nicht aus dem Haus bewegen können.

Es ist einer der härtesten Rollbacks, die trans Personen in den letzten Jahren
erleben  mussten.  Dazu  kommen  in  vielen  weiteren  Staaten  der  USA
Diskussionen  oder  sogar  schon  geplante  Gesetze,  die  medizinische
Maßnahmen  zur  Geschlechtsangleichung  für  Kinder  und  Jugendliche
verbieten wollen. Dabei kann man Parallelen zu den Argumentationen der
rechten  Kräfte  in  Deutschland  sehen:  In  beiden  Fällen  wird  mit  dem
Kinderschutz argumentiert, in beiden Fällen bedeutet es Bevormundung von
Jugendlichen.  Außerdem  festigen  sie  bestehende  Rollenbilder  und  die
Binärität, denn ab wann von „Crossdressing“ gesprochen werden kann, liegt
im betrachtenden Auge. Wer weiß, vielleicht sind in Zukunft lange Haare bei
Männern wieder verpönt bis kriminell? Eine Vermutung, die das Ausmaß
aber beschreibt, denn rechtlich könnte es funktionieren.

Was können wir jetzt tun…

…an der Schule?
Der Kampf für Verbesserungen muss verschiedene Ebenen umfassen. An der
Schule  liegt  dabei  der  Fokus  auf  Strukturen  zur  Aufarbeitung  und
Bekämpfung  von  Queerfeindlichkeit  und  queerfeindlicher  Gewalt,  sowie
Erleichterung von Coming-Outs und der einfachen Änderung von Namen auf
Zeugnissen,  offiziellen  Dokumenten  und  in  der  Klasse.  Dabei  können
folgende  Forderungen  einen  Weg  in  die  richtige  Richtung  weisen:

Gegen  falsche  Bilder  von  Trans-  und  queeren  Identitäten  helfen
Aufklärung und Behandlung des Themas im Unterricht, gestaltet von
Organisationen, die sich mit Trans(-feindlichkeit) beschäftigen, wie



bspw. Das Magnus Hirschfeld Zentrum in Hamburg!
Gegen Stress und Druck beim Coming-Out helfen kleinere Klassen!
Für die Möglichkeit, sich frei zu entfalten und das, ohne Angst haben
zu müssen, dafür diskriminiert zu werden!
Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern!
Für  Antidiskriminierungsstellen,  an  die  sich  Betroffene  wenden
können,  kontrolliert  von  Betroffenen!  Für  organisierte
Selbstverteidigung  gegen  rechte  Übergriffe  und  queerfeindliche
Gewalt!
Für Schüler_Innenausschüsse, die den persönlichen Kampf auf eine
politische  Ebene  führen!  Statt  Vereinzelung  braucht  es  den
gemeinsamen  Kampf,  denn  es  sind  strukturelle  Probleme,  die
individuelles  Verhalten  beeinflussen  und  in  Teilen  darauf
zurückzuführen  sind!

…in der Arbeiter_Innenbewegung?
Auch  in  der  Arbeiter_Innenbewegung  ist  Queerfeindlichkeit  ein  großes
Problem. Es braucht  das Recht  auf  Caucusse,  damit  sich Betroffene von
Diskriminierung zusammentun können und gemeinsam die Probleme in der
Gewerkschaft und in der Arbeiter_Innenbewegung anzugehen! Sie müssen
die Möglichkeit haben, bei politischen Entscheidungen eine Empfehlung zu
geben,  Probleme  anzuprangern  und  reaktionäre  Verhaltensweisen  von
Gewerkschaftsmitgliedern  offenzulegen!  Passiert  das,  braucht  es  eine
unabhängige  Untersuchungsstelle,  die  die  Vorwürfe  untersucht  und  der
Gewerkschaft eine Handlungsempfehlung gibt!

…auf staatlicher Ebene?
Das  Thema  staatliche  Queerunterdrückung  ist  in  diesem  Artikel  nicht
thematisiert  worden,  da das  in  einem anderen Artikel  passiert.  Dennoch
wollen wir hier ein paar Forderungen einfließen lassen, die notwendig sind
und im Kampf auch gegen Rechts notwendig sind:



Für  die  Bildung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  in  allen
Lebensbereichen,  um  sich  gegen  rechte  Angrif fe  und
Queerfeindlichkeit  zu  wehren!
Für  unkomplizierte  und  unbürokratische  Namens-  und
Personenstandsänderung!  Für  das  Recht  au f  echte
Selbstbestimmung.  Für  den  freien  und  kostenlosen  Zugang  zu
geschlechtsangleichenden Maßnahmen, wie Hormonbehandlung oder
Operationen, sofern das gewollt ist! Gegen den Zwang, medizinische
Maßnahmen zu machen!

Jung und pleite  –  ganz normal
und niemand kann was dafür?
Von Sani Meier, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

„Lehrjahre sind keine Herrenjahre“ – diesen oder ähnliche Sprüche hast du
vielleicht auch schon gehört, ob von Lehrer_Innen, Vorgesetzten oder Eltern.
Gemeint  ist  damit,  dass  man während seiner  Schulzeit,  Ausbildung oder
Studium trotz großer Mühen wenig Geld zur Verfügung hat und dass das
alles ganz normal und völlig in Ordnung sei.  Geld verdienen sei was für
Erwachsene und wer was anderes erwartet, sei selbst schuld. Aber warum
sollten wir uns damit zufriedengeben und wie sieht die Situation von Kindern
und Jugendlichen in Deutschland wirklich aus?

Hard facts:
In  Deutschland  ist  momentan  jedes  fünfte  Kind  von  Armut  bedroht,
besonders  in  alleinerziehenden  und  Mehrkindfamilien.  Von  den  jungen
Erwachsenen  unter  25  sind  es  ein  Viertel.  Frauen  und  migrantisierte
Menschen trifft  es  nochmal  stärker.  Insgesamt  haben junge  Erwachsene
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zwischen  14  und  25  in  Deutschland  das  höchste  Armutsrisiko  aller
Altersgruppen,  egal  in  welchem  Bundesland.

Während man noch zur Schule geht,  hat man in der Regel kein eigenes
Einkommen und wohnt meist bei den Eltern. Diese verwalten das Kindergeld
und entscheiden über die Höhe und Häufigkeit des Taschengeldes, das sie
zahlen können oder wollen. Wenn die eigenen Eltern selbst gerade so über
die Runden kommen oder man kein gutes Verhältnis zu ihnen hat, bleiben
zwei Optionen: kein eigenes Geld haben oder sich ab dem 14. Geburtstag
einen Minijob suchen. Beides ist belastend für junge Menschen- entweder hat
man keinen Zugang zu Essen, Kino und Freibad oder man erfährt schon früh
die Doppelbelastung von Schule und Lohnarbeit, was sich negativ auf die
schulischen  Leistungen  auswirken  kann.  Jetzt  noch  ein  unbezahltes
Pflichtpraktikum  on  top?  Im  Kapitalismus  gar  kein  Problem.

Hat man diese Zeit hinter sich gebracht, geht das gleiche Spiel in Ausbildung
und Studium weiter: Während der gesetzliche Mindestlohn aktuell bei 12€
liegt, bekommen Azubis gerade mal die Hälfte. Viele kommen aktuell gar
nicht erst an diesen Punkt: 261.800 junge Menschen, die ein Interesse an
einer Berufsausbildung hatten, fanden im Ausbildungsjahr 2018/2019 keine
Stelle. Das heißt: Mehr als die Hälfte aller an einer Ausbildung interessierten
und bei  der  Arbeitsagentur  gelisteten  Jugendlichen ging leer  aus.  Unter
Studierenden sind 38% von Armut betroffen. Lebt man in einer WG oder
alleine, sind es 76%. Viele von ihnen sind zusätzlich von Wohnungslosigkeit
betroffen, das heißt, sie hangeln sich von Zwischenmiete zu Zwischenmiete,
da  der  aktuelle  Wohnungsmarkt  keine  Angebote  mehr  für  junge,
einkommensschwache Menschen bieten kann. Und auch das BAföG reicht
nicht aus, um das auszugleichen: Selbst wenn man Anspruch darauf hat,
reicht es in der aktuellen Preisentwicklung von Lebensmitteln, Mieten und
Energie schon lange nicht mehr aus und muss dringend reformiert werden.

Das alles hat weitreichende Folgen für die Entwicklung junger Menschen:
Während der Schule hat man weniger Zugang zu ruhigen Orten wie einem
eigenen Zimmer oder einen eigenen Laptop als Kinder aus wohlhabenden
Familien. Es ist schwieriger, Hobbies auszuüben, wenn dafür Vereinsbeiträge
zu zahlen sind, kann weniger reisen und kaum am gesellschaftlichen Leben



teilnehmen. Man gibt weniger Geld für die eigene Gesundheit aus, ist der
ständigen Doppelbelastung von Schule/Studium und Arbeit ausgesetzt und
stark abhängig von den Eltern, was viele junge Menschen an ihrer freien
Entfaltung hindert und sich so auch negativ auf die psychische Verfassung
auswirkt. Wenn Politiker wie Frank-Walter Steinmeier jetzt auch noch ein
soziales Pflichtjahr für Jugendliche fordern, fragt man sich ernsthaft, wer
hier eigentlich den Kontakt zur Gesellschaft verloren hat.

Und das alles soll normal sein?
Wir finden das alles andere als normal und sprechen unter anderem deshalb
in  diesem  Kontext  von  Jugendunterdrückung.  Junge  Menschen  werden
massiv ausgebeutet und an ihrer selbstbestimmten Entwicklung gehindert,
haben  die  meiste  Zeit  ihrer  Jugend  kein  Wahlrecht  und  sind  rechtlich
entmündigt. Aus diesem Grund organisieren wir uns in einer unabhängigen
Jugendorganisation,  die  jungen  Menschen  eine  Stimme  gibt  und  von
niemandem  bevormundet  wird.  Unsere  Unterdrückung  ist  eng  mit  dem
Kapitalismus  verknüpft,  da  ihre  Normalisierung  und  Verharmlosung  eine
Überausbeutung  unserer  Arbeitskraft  rechtfertigt.  Gemeinsam  sagen  wir
dem kapitalistischen „Normalzustand“ den Kampf an und werfen folgende
Forderungen auf:

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler_Innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kostenfreier  Zugang  zu  Lernmitteln  wie  Laptops,  Tablets  und
Büchern, sowie frei zugänglichen Lernräumen!
Wer arbeiten darf, soll auch wählen dürfen! Für das Wahlrecht ab
dem Zeitpunkt des legalen Berufseintrittsalters.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder



wohnungslos zu sein!
Ausbau  von  Jugendzentren  und  Freizeit-  und  Kulturangeboten,
bezahlt durch die Besteuerung der Reichen!
Volle  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper,  Schluss  mit
medizinischer Entmündigung Minderjähriger!
Für  das  Recht  auf  Eigentum  und  die  selbstständige  Verfügung
darüber!  Eltern  dürfen  kein  Recht  haben,  das  Eigentum  von
Jugendlichen  zu  entwenden,  wie  es  bspw.  bei  Handys  oft  passiert!

Alle  Jahre  wieder…  –  Frauen-,
Queer-  und
Jugendunterdrückung  in  der
Familie
Von Lia Malinovski

Weihnachten  ist  eine  besinnliche  Zeit,  in  der  wir  mit  unseren  Familien
zusammenkommen, in uns kehren und an unsere Mitmenschen denken. So
zumindest ist das Bild, das überall verbreitet wird und den meisten von uns
bei dem Wort in den Kopf kommt. Der Geruch von Kerzen, Tannen, eventuell
Keksen – Naja und Streit, nervige Fragen und vor allem eines: Allerhand
Unterdrückung und Diskriminierung gebündelt über mehrere Tage. Denn in
der bürgerlichen Familie gibt es auch ansonsten Probleme, aber da diese Zeit
mit  so  vielen  Traditionen,  Erwartungen  und  damit  Zwängen  gefüllt  ist,
häufen  sie  sich  und  werden  besonders  klar.  Wir  treffen  in  dieser  Zeit
sicherlich alle auf Familienmitglieder, mit denen wir normalerweise niemals
was zu tun hätten, gleichzeitig verwehrt uns der Zwang zum Heile-Welt-
Gehabe, dass wir damit ehrlich umgehen. Wozu das so führt?
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Unter dem Puderzucker
Die meisten weiblichen Personen kennen vermutlich Fragen wie „Na, hast du
jetzt  endlich  mal  nen  Freund?“,  „Wann  heiratet  ihr  endlich  mal?“  oder
Kommentare über das Aussehen. Für LGBTIA+ ist es nicht gerade besser,
wenn mal wieder eine völlig cis- und heteronormative Welt vorausgesetzt,
indem man nach heterosexuellen Beziehungen gefragt wird, ohne überhaupt
in Erwägung zu ziehen, ob es nicht eventuell auch andere Formen gibt. Für
trans*  Personen  bedeutet  Weihnachten  misgendern  (falsche  Pronomen
benutzen  oder  mit  dem  falschen  Geschlecht  angesprochen  werden),
gedeadnamed werden (den falschen, „alten“ Namen benutzen) oder sich zu
verstecken und als das biologische Geschlecht zu verkleiden, um Stress oder
Kommentare zu vermeiden.

Auch gibt eine Art Hierarchie in den Beziehungsarten: Es ist „normal“, oder
gehört  sogar  zum  „guten  Ton“,  wenn  man  seine  romantische
Beziehungsperson mitbringt, würde das aber bei Freund_Innen passieren,
wären alle schockiert oder zumindest verwirrt.  Romantische Beziehungen
werden fast in allen Bereichen über andere Beziehungen gestellt, aber an
Weihnachten ist es nochmal ein anderes Level. Vielleicht wollen wir aber
auch  mal  mit  unseren  Leuten  chillen  in  der  Zeit?  Das  kann  für  uns
Jugendliche die einzige Entlastung von den gesellschaftlichen Zwängen sein.
Insgesamt sind wir gezwungen, bei allem mitzumachen, was von der Familie
verlangt  wird,  überallhin  mitzugehen,  und  so  weiter.  Man  will  nun  mal
keinen  Stress  anfangen  und  wegen  finanzieller  Abhängigkeit  und  dem
gesellschaftlichen Bild der Familie ist eine Distanzierung von der Familie oft
auch nicht möglich.

All das, was uns im Alltag oft genug begegnet, kommt von allen Seiten an
Weihnachten besonders klar und dicht zum Vorschein. Normalerweise hat
man  aber  zumindest  den  Vorteil,  sich  innerlich  und  äußerlich  dagegen
wehren zu dürfen. Sich dagegen an Weihnachten offen zu wehren, hieße, das
„schöne“  Bild  des  Festes  einzureißen  und  die  angebliche  Heile  Welt  zu
zerstören. Wenn man es doch mal wagt, etwas gegen die Unterdrückung zu
sagen und sich zu wehren, wird einem vorgeworfen, alles zu stören. Hätte
man doch bloß nichts gesagt, hätte man einfach nur mitgemacht, dann wäre



jetzt wenigstens noch ein heiles Bild geblieben.

Aber auch wenn wir uns innerlich dagegen wehren, passt es nicht zum Ideal.
Irgendwie fühlt es sich an wie entkoppelt von der „Besinnlichkeit“ des Festes
und am Ende sitzt man teilnahmslos dabei.

Und jetzt?
In diesem ganzen Ausmaß wird es sicherlich nicht auf alle zutreffen, aber in
irgendeiner  Form  werden  sich  die  allermeisten  jedes  Jahr  in  solche
Situationen  begeben  müssen.  Mit  etwas  Glück  hat  man  vielleicht  eine
entspannte Schwester, den witzigen Cousin oder die aufmerksame Tante, mit
denen  die  Zeit  nur  noch  halb  so  schlimm  ist  und  die  einen  bisschen
verstehen. Und sind es nicht gerade die eigenen Eltern, auf die man gar
keinen Bock hat, könnte mit ihnen ein direktes Gespräch schon dabei helfen,
dass  die  einen  auch  verstehen,  warum man nicht  zum Weihnachtsessen
mitkommt, wo der AfD-Onkel die eigene Identität in Frage stellt.

Doch letzten Endes soll es ja dennoch nicht so sein. Leider ist es schwer, eine
Perspektive  aus  dieser  Spirale  der  Unterdrückung  und  des  Stresses  zu
bieten,  sind  es  doch  zu  viele  Baustellen,  verknüpft  mit  viel  kollektiver
Verdrängung. Vor allem sind wir ja dann doch wieder sehr vereinzelt in der
Familie, sodass ein gesellschaftlicher Kampf schwer ist. Wir wollen trotzdem
versuchen, eine Perspektive der Veränderung aufzumachen, denn es hängt
eigentlich sehr mit den gesellschaftlichen Verhältnissen zusammen!

Wir fordern:

Es muss die Hegemonie der Bürgerlichen Kleinfamilie angegriffen
werden – Schluss mit der sexistischen Einteilung in Mann, Frau und
2-3  Kinder!  Freiheit  der  Entfaltung  der  Geschlechtsidentität,  der
Sexualität und der Lebensentwürfe!
Es  braucht  finanzielle  Unabhängigkeit  von  der  Familie!  Für  ein
staatliches  Taschengeld in  ausreichender  Höhe,  entsprechend der
Inflation und den Bedürfnissen der Jugend, unter der Kontrolle der
Jugendlichen und der Arbeiter_Innenbewegung!



Gegen den Zwang, bei religiösen Veranstaltungen mitzumachen! Für
die Freiheit, Religion auszuüben, aber nicht zu müssen!

SDAJ-Konferenz:  Kein  Schritt
zur Antikriegsbewegung
Jonathan Frühling

Am Samstag, den 23. April 2022, lud ein von der SDAJ geführtes Bündnis,
bestehend  aus  u.  a.  DIDF,  [‚solid],  ver.di  Jugend,  GEW  Jugend  und
Naturfreundejugend  zu  einer  Antikriegskonferenz  von  Jugendlichen  ein.
Revolution beteiligte sich mit Genoss_Innen aus verschiedenen Städte daran,
auch wenn wir  –  wie  eine  Reihe  anderer  linker  Gruppen –  nicht  in  die
Vorbereitung involviert worden waren.

Da die SDAJ ihre gesamte Mitgliedschaft mobilisierte, waren ca. 250 Leute
anwesend, was sehr beachtlich war. Insgesamt begrüßen wir diesen Vorstoß
und haben uns deshalb gerne daran beteiligt. Allerdings hat die Konferenz
am Ende mehr den desaströsen Opportunismus der SDAJ zur Schau gestellt,
als  dass  sie  die  Antikriegsbewegung  praktisch  oder  theoretisch
vorangebracht  hätte.

Expert:innenvorträge und Workshops
Zu Beginn gab es sogenannte „Expert:innenvorträge“ z. B. von der LINKEN
und einem ehemaligen IG Metall-Vorstandsmitglied. Das war zwar zum Teil
interessant,  allerdings  konnten  uns  diese  Leute  mit  ihrem  lauwarmen
Reformismus keine Antworten auf  Krieg,  Aufrüstung und imperialistische
Unterdrückung liefern. Es schloss sich eine Workshopphase an, in der relativ
frei diskutiert werden konnte. Allerdings war auch hier der Fokus vor allem
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auf Deutschland gerichtet. Dort brachten unsere Genoss_Innen ein, dass wir
uns unbedingt zur NATO und zum Krieg in der Ukraine positionieren müssen,
was von der SDAJ kategorisch zurückgewiesen wurde. Am Ende kam eine
Frau aus dem Vorstand der SDAJ sogar auf uns zu und hat gesagt, es wäre
unsolidarisch, wenn wir das vor dem großen Podium ansprechen würden,
weil sich ja die Organisator_Innen im Vorfeld schon geeinigt hatten, dazu zu
schweigen!

Die Resolution
Zum  Schluss  wurde  eine  Resolution  verabschiedet.  Sie  war  allerdings
politisch  extrem schwach.  Es  gab  KEINE (!)  Einschätzung der  aktuellen
(Welt-)Lage, sondern nur ein paar antimilitaristische Forderungen. Diese sind
zwar unterstützenswert, aber fokussieren sich nur auf Deutschland. Zudem
reichen  sie  nicht  dazu  aus,  einer  Antikriegsbewegung  der  Jugend
Handlungsorientierung  zu  geben,  zumal  sie  sich  um alle  internationalen
Fragen  drücken.  Folgende  Worte  fanden  überhaupt  keine  Erwähnung:
Arbeiter_Innenklasse,  Gewerkschaft,  Streik,  NATO,  Russland,  (Anti-
)Kapitalismus, Imperialismus. Das alleine sollte Beweis genug dafür sein, wie
unzureichend die Resolution ist.

Aufgrund  unserer  Intervention  in  der  Workshopphase  fühlte  sich  der
Vorstand  der  SDAJ  dazu  genötigt,  vor  der  Diskussion  zur  Resolution
anzukündigen, dass man bitte nichts zu dem Ukrainekrieg sagen soll!  Es
gebe  dazu  keine  Einigung  unter  den  Gruppen  und  deshalb  hätten  die
Organisator:innen im Vorfeld beschlossen, die Frage auszuklammern! Als von
uns  und  der  MLPD-Jugendorganisation  Rebell  Anträge  zu  den  Themen
imper ia l i s t i sche  Aggress ion ,  NATO  und  e inem  Bezug  zur
Arbeiter:innenklasse  eingebracht  wurden,  wurde  einem  unserer
Genoss:innen sogar kurzzeitig das Mikrophon aus der Hand gerissen! Die
Anträge wurden dann von der Protokollantin zum Teil gar nicht notiert oder
mit der Begründung „Es hat ja jemand dagegen gesprochen“ einfach nicht in
die  Resolution  aufgenommen.  Eine  demokratische  Abstimmung  zu  den
gestellten  Anträgen  fand  einfach  nicht  statt!  Diese  bürokratische
Vorgehensweise war wirklich eine Schande. Da das beschämende Verhalten



der SDAJ-Führung offen vor dem gesamten Plenum passiert ist,  bleibt zu
hoffen, dass das nicht nur uns übel aufgestoßen ist.

Auch  praktisch  sah  es  nicht  rosiger  aus.  Die  beachtliche  Größe  dieser
Konferenz wurde nicht dazu genutzt, Aktionen wie z. B. dezentrale Aktionen
an  dem  Tag,  an  dem  im  Bundestag  über  den  100-Mrd.-Sonderetat  der
Bundeswehr abgestimmt wird,  zu planen.  Stattdessen blieb es bei  einem
folgenlosen „Beteiligt euch an Aktionen zum 8. Mai (Tag der Befreiung) und
zum 1. September (Antikriegstag)!“

Die Tatsache, dass für dieses zentrale Papier nur 20 Minuten für Diskussion,
Anträge  und Abstimmung geplant  waren,  zeigt,  dass  ein  demokratischer
Prozess zur Erstellung einer Resolution von Anfang an nicht gewünscht war.

Fazit
Die  Konferenz  hätte  dazu  genutzt  werden  können,  um  die  drängenden
Fragen zum Thema Krieg und Frieden unserer Zeit zu diskutieren. Es ist so
wichtig,  dass  wir  unsere  Analysen  und  Forderungen  austauschen  und
diskutieren. Nur wenn wir verstehen, was gerade passiert und wieso, können
wir  programmatische  Antworten  finden  und  um  dieses  Programm  eine
schlagkräftige Bewegung formieren.

Das Argument, dass man alle strittigen Punkte ausklammert und z. B. nicht
die  NATO  kritisiert,  damit  ver.di  die  Resolution  unterstützt,  ist  feiger
Opportunismus  und  blockiert  den  Aufbau  einer  kämpferischen
Antikriegsbewegung. Wie sollen wir die Millionen Gewerkschaftsmitglieder
und Jugendlichen von unseren Positionen überzeugen, wenn wir sie ihnen
nicht mitteilen und einladen, darüber zu diskutieren?

Leider bleibt zu sagen, dass die Konferenz keinen Schritt in Richtung einer
Jugendbewegung gegen Krieg setzte.  Am Ende sind wir alle nach Hause
gefahren und konnten uns nicht einmal denken: „Schön, dass wir mal drüber
geredet  haben.“  Denn  selbst  das  war  von  den  Organisator_Innen  nicht
gewünscht.



Jugendkämpfe  International.
Warum  braucht  es  eine  neue
Jugendinternationale?
Aktuelle Krisenperiode

Die Corona-Pandemie verschärft
die wirtschaftliche Krise, in der wir uns befinden. Gleichzeitig
schafft die Politik der Herrschenden das Potential für den
Widerstand der Jugend. Viele Länder nutzen die Situation momentan
aus, um unbeliebte Gesetze durchzubringen und ihren Ausbau zu einem
undemokratischen System weiter fortzusetzen. Das reicht von
autoritären Maßnahmen, die in fast jedem EU-Land zum „Bekämpfen
der Coronakrise“ umgesetzt werden bis hin zu Ländern wie Polen und
Ungarn, die die besondere Zeit nutzen um frauenfeindliche
Gesetzgebungen durchzuwinken (Polen) oder sogar Notstandsmaßnahmen
verordnen, die de facto die Alleinregierung einer Partei ermöglichen
würden (Ungarn).

Wie betrifft die aktuelle
Situation die Jugend?

Jugendliche werden heutzutage
ohne wirkliche Perspektiven auf einen sicheren Job, oder ein gutes
Leben groß. Sie bekommen die Auswirkungen der letzten Krisen oft
stärker zu spüren als ihre Eltern, neoliberale Sparpolitik und
anhaltende Ausbeutung der halbkolonialen Länder ruinieren bis heute
ihre Zukunft.

Die Jugendarbeitslosigkeit hat
sich seit der Krise 2008 noch nicht wirklich erholt. Nach Zahlen der
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International Labour Organization (ILO, Stand 2019) gibt es 1.3
Milliarden Jugendliche zwischen 15 und 25 Jahren. Davon sind 41% Teil
des Arbeitskräftepotenzials (labour force), von denen 429 Millionen
arbeiten und 68 Millionen arbeitslos sind. 30% derjenigen die
arbeiten leben in extremer oder moderater Armut und 77% arbeiten
unter prekären Umständen. Die momentane Krise verschärft diesen
Trend immens. In der ersten Welle ist in Deutschland zum Beispiel die
Jugendarbeitslosigkeit von 190.000 innerhalb eines Jahres aufgrund
der Corona-Krise auf 275.000 gestiegen, geschätzte 40% der
Studierenden haben ihre Jobs verloren. Während der ersten Welle ist
in Österreich die Jugendarbeitslosigkeit um 110 Prozent und die
Anzahl der Lehrstellensuchenden um 55% gestiegen. Jugendliche sind
die ersten, die ihre Jobs verlieren (Schließlich sind sie meistens
noch nicht so lange dabei und haben selten eine starke
gewerkschaftliche Vertretung), auf der anderen Seite sind auch viele
noch in Ausbildung, was den Versuch in der Wirtschaftskrise erstmals
einen Job zu finden, stark erschwert. Wie sich diese Entwicklungen in
der jetzigen zweiten Welle gestalten werden, kann an dieser Stelle
nur mit düsterer Vorahnung vermutet werden.

In den USA machten Jugendliche
zwischen Februar und April ein Drittel der Arbeitslosen aus, obwohl
sie nur ein Viertel des Arbeitskräftepotenzials ausmachen. Zwar
scheinen sich die Zahlen in den USA wieder etwas normalisiert zu
haben, nachdem sie anfangs sehr krass anstiegen, ein Grund dafür ist
aber sicher auch, dass viele Jugendlichen aus der Gruppe der
Arbeitssuchenden herausfielen. Im Juni waren 28% der 16-24 jährigen
weder in Ausbildung noch in einem Arbeitsverhältnis. Im Juli wohnten
mehr als 50% der 18-29 jährigen (wieder) bei ihren Eltern. Auch wenn
Arbeitslosenzahlen stark fluktuieren können, ist klar, dass ein
Land, in dem sich Jugendliche enorm verschulden müssen, um eine
Ausbildung zu erlangen, keine gute Perspektive für junge Menschen
liefert. ,

Es gibt Prognosen, die bis 2021



90.1 Millionen(!) Arbeitslose in Ostasien erwarten, was zum Großteil
auf die ärmeren Regionen und Länder verteilt sein wird, für die
auch die durch die Corona Krise bedingten Einschränkungen der
Migration Jobverlust bedeutet. Die Situation halbkolonialer bzw.
kolonialer Länder, die auch davor extrem angespannt war, was
Jugendarbeitslosigkeit angeht, wird sich noch drastischer zuspitzen,
speziell in Ländern in denen die Aus- bzw. Nachwirkungen der
Apartheid noch klar spürbar sind. Im Gazastreifen lag die
Jugendarbeitslosigkeit vor der Krise bereits bei ungefähr 60%, in
Lesotho bei 33%.

Aber die schlechten Job- und
Ausbildungsmöglichkeiten sind für Viele nur die Spitze des
Eisbergs. Fast die Hälfte aller Menschen, die sich momentan auf der
Flucht befinden sind Minderjährige. Sie müssen vor dem sicheren Tod
fliehen, nur um an den Außengrenzen Europas unmenschlichen
Hygienebedingungen, Hunger und (oftmals sexualisierter) Gewalt
ausgesetzt zu sein.

Für
die Unabhängigkeit der Jugend!

Die Jugend hat oft eine spezielle
Rolle in politisch-fortschrittlichen Kämpfen. Sie ist nicht
desillusioniert von vergangenen Kämpfen, hat mehr Zeit und Energie,
um die Situation selbst in die Hand zu nehmen und zu ändern und
bekommt viel der tagtäglichen Ungerechtigkeiten am eigenen Leib zu
spüren. Zwar sind Jugendliche keine einheitliche Klasse, sondern oft
vielmehr geprägt von den Klassenverhältnissen ihrer Eltern, es ist
aber ein enormer Vorteil sie für die Anliegen und Interessen der
Arbeitenden Klasse zu gewinnen, schließlich ist ein relevanter Teil
von ihnen das zukünftige revolutionäre Subjekt und lernt
schließlich auch am Besten aus den eigenen Fehlern. Es ist notwendig
sie schon früh für revolutionäre Politik zu gewinnen. Genau
deswegen ist die gesonderte Organisierung der Jugend zentral. Es
macht oft keinen Sinn, sie in dieselben Strukturen einzubinden, die



von älteren Generationen dominiert werden und Jugendlichen (wie auch
in der Schule und Zuhause) nicht dieselben Möglichkeiten bieten
politisch zu wachsen. Politische, organisatorische und finanzielle
Unabhängigkeit der revolutionären Jugendorganisation sind wichtig,
um einen gemeinsamen Kampf der Arbeiter*innen und der Jugend gegen
das Kapital zu organisieren. Wir wollen über den Aufbau einer
revolutionären Jugendorganisation den Schulterschluss mit den
Arbeiter*innen aller Länder suchen und im Endeffekt dabei helfen
eine revolutionäre Weltpartei der Arbeitenden und der Jugend
aufzubauen.

In welchen Kämpfen war die
Jugend im letzten Jahr involviert?

Wir haben als wohl wichtigste
Anknüpfungspunkte die Kämpfe gegen politische Regime und
Regierungen. Das sind auf keinen Fall Bewegungen, die ausschließlich
von Jugendlichen getragen werden, aber viele starten auf den
Schultern von jugendlichen Menschen. In Chile fing die Bewegung, die
sich gegen Pineras neoliberale Politik stellte, mit den Protesten von
jungen Menschen gegen die Erhöhung der Ticketpreise
an. In der Bewegung spielen bis heute die studentischen Vereinigungen
und Organisationen eine maßgebliche Rolle in der Organisierung. Die
Proteste in Hong-Kong, die zwar nicht über demokratische Forderungen
hinauskamen, aber dennoch eine Reihe von sich radikalisierenden
Elementen eine Stimme gaben, werden durchwegs als eine sehr junge
Bewegung beschrieben.

Genauso ist das erneute mächtige
Aufflammen der Black-Lives-Matter Bewegung eine wichtige Entwicklung
für die kommenden Kämpfe der Jugend. Eine starke, antirassistische
Perspektive, die sich mit fundamentaler Kritik an Organen der
Klassenunterdrückung entlädt, so wie es angefangen mit den USA in
vielen Ländern passierte, ist eine wichtige Entwicklung für den
Klassenkampf. Auch in Nigeria gab es in letzter Zeit Massenproteste
gegen die Polizei, insbesondere ihre SARS Spezialeinheit, die



besonders stark von Jugendlichen getragen wurde.

Auch in Bewegungen, die etwas
weniger starke Resonanz erzeugte, erkämpft sich die Jugend einen
Platz. Es ist keine Überraschung, dass „linke“
Sozialdemokrat*innen wie Jeremy Corbyn in Großbritannien oder Bernie
Sanders in den USA (wobei Letzterer noch
einmal
moderater ist als der Erste) eine große Befürwortung innerhalb der
Jugend genossen und für viele junge Menschen auch der Auslöser zur
Organisierung untereinander waren. Die Niederlage und der Verrat (wie
in der Sozialdemokratie nicht unüblich) dieser beiden Männer, wenn
auch für viele sehr enttäuschend, kann nicht darüber wegtäuschen,
das Jugendliche bereit für sozialistischen Alternativen sind und
auch bereit sind für sie zu kämpfen.

Als die größte internationale
Jugendbewegung unserer Zeit wollen wir uns auch mit der
Umweltbewegung Fridays for Future (im Folgenden FFF) beschäftigen.
Da Jugendliche von den zunehmenden Auswirkungen der Umweltzerstörung
des Kapitalismus besonders betroffen sein werden, verlangen sie
berechtigterweise die Umweltpolitik mitbestimmen zu können. Den Weg
der Lösung der Umweltfrage sah FFF vor allem darin die Regierungen
zu bitten die Ziele des Pariser Klimaabkommens umzusetzen. Dies ist
problematisch, da das Pariser Abkommen in Bezug auf die Reduktion der
Treibhausgasemission und auf das Thema der Umweltverschmutzung
unzureichend ist. FFF versteht zudem nicht, dass die Regierungen auf
der Seite der kapitalistischen Unternehmen stehen, die aus der
Zerstörung der Umwelt Profit schöpfen. Wir Lohnarbeiter_Innen haben
dagegen ein uneingeschränktes Interesse die Erde für uns auf Dauer
bewohnbar zu machen. Die Umweltfrage ist also eine Klassenfrage, was
FFF jedoch leugnet und stattdessen eine kleinbürgerliche Politik
vertritt. Internationale Schulstreiks konnte die Regierungen zudem
nicht zur Änderung ihrer Politik zwingen. Die Politik der Bewegung
ist damit faktisch gescheitert. Es wäre notwendig die Bewegng



politisch und praktisch zu radikalisieren und die Streiks auf die
gesamte Arbeiter_Innenklasse auszuweiten. So können
die
Regierungen und das Kapital dort getroffen werden, wo es wirklich weh
tut: Beim Profit. Zudem ist eine umweltfreundliche Reorganisierung
der Wirtschaft und Gesellschaft nur mit der Macht der Beschäftigten
aus den jeweiligen Branchen denkbar. Nur dadurch kann der
Umweltbewegung wieder neues Leben eingehaucht und das gewaltige
Engagement der Jugend in politische Siege verwandelt werden.

Was brauchen wir deswegen?

Dass Kämpfe, die international
geführt werden auch leichter gewonnen werden liegt auf der Hand.
Doch unser Internationalismus ist nicht nur in der Kraft der
internationalen Solidarität der Ausgebeuteten und Unterdrückten
begründet. Für uns ist es auch eine zentrale Einsicht, dass in
einem kapitalistischen Weltsystem keine Bewegung dauerhaft isolierte
Erfolge erzielen kann, wenn es ihr nicht gelingt Verbündete in
anderen Ländern zu finden. Der „Sozialismus in einem Land“ ist
im 21. Jahrhundert, dem Zeitalter der Globalisierung, noch deutlich
illusorischer als er es im 20. Jahrhundert war – gleichzeitig sind
aber durch die internationalisierten Produktionsketten und den
enormen Fortschritt in der Geschwindigkeit des Austausches und der
Kommunikation die Bedingungen für internationale Solidarität um
einiges einfacher geworden. Antworten auf diese Fragen und wie die
Kämpfe zu gewinnen sind, können wir nur ausreichend beantworten,
wenn wir an allen Orten der Welt die fortschrittlichsten Jugendlichen
organisieren und für die Perspektive des antikapitalistischen
Kampfes gewinnen.

Wie organisiert man aber
gemeinsam solche Kämpfe und wie können wir in Zukunft global
agieren? Wir von REVOLUTION stehen für den Aufbau einer neuen
Jugendinternationale nach dem Vorbild der sozialistischen
Jugendinternationale, die 1907 gegründet wurde. Ein Zusammenschluss



von kommunistischen Jugendorganisationen, die auf der Basis eines
gemeinsamen Programms weltweit gegen Imperialismus bzw. Kapitalismus
kämpfen.

An die revolutionäre Jugend von
Chile!
Den folgenden offenen Brief  haben wir  an die  Jugend in Chile  und ihre
Organisationen geschrieben. Die englische und spanische Version werden
hier in Kürze ebenfalls veröffentlicht.

Seit  mittlerweile  mehreren  Wochen  kämpft  ihr  entschlossen  gegen  die
soziale  Ungleichheit  und  die  neoliberale  Politik  der  Piñera  Regierung.
Angefangen  mi t  den  Pro tes ten  von  Schü ler_ Innen  gegen
Fahrpreiserhöhungen für U-Bahnen,  hat  sich euer Widerstand im ganzen
Land zu einem Massenaufstand der Arbeiter_Innenklasse und der Jugend
gegen die Regierung ausgebreitet. Eure Forderungen nach einer Rücknahme
der  neoliberalen  Reformen  der  vergangenen  Jahre,  einem  Ende  der
Sparpolitik und dem Sturz der Regierung sind nicht nur berechtigt, sie sind
ein notwendiger Schritt auf dem Weg hin zu einer befreiten Gesellschaft.

Die Regierung reagierte mit der Verhängung des Ausnahmezustandes und
dem Einsatz des Militärs. Wie wir hörten wurden bereits Dutzende Menschen
ermordet oder verschleppt,  Hunderte verwundet und Tausende verhaftet.
Trotz  dieser  brutalen  Repression  durch  den  Staat  ist  euer  Widerstand
ungebrochen – das bewundern wir zutiefst. Nach wie vor steht die Jugend an
vorderster  Front  in  dieser  Bewegung.  Ihr  seid  keinen  Zentimeter
zurückgewichen und das hat bereits erste Früchte getragen: Piñera sah sich
gezwungen  den  Ausnahmezustand  aufzuheben  und  soziale  Reformen
anzukündigen.  Auch wenn diesen Ankündigungen nicht  zu trauen ist,  so
zeigen sie doch, dass sich Piñera in die Enge getrieben fühlt. Wir hoffen ihr
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könnt daraus neuen Mut schöpfen, um den Kampf nun umso entschlossener
weiterzuführen.

Die neoliberalen Angriffe und die sich damit verschärfende Armut haben in
Chile  seit  den  70er  Jahren  Tradition.  Ihr  werdet  kaputt  gespart,  ohne
Rücksicht  auf  Verluste.  Die  aktuellen  Sparmaßnahmen  stehen  dabei  im
Zusammenhang  mit  der  Weltwirtschaftskrise  2008.  Damals  haben  die
Kapitalist_Innen  versucht  die  Krisenkosten  auszulagern,  konnten  das
eigentliche Problem aber nicht lösen und versuchen nun, einer drohenden,
globalen  Rezession  zu  entkommen.  Wieder  indem sie  die  Last  auf  dem
Rücken der ArbeiterInnenklasse und der Jugend abwälzen wollen. Versuche
in anderen Ländern Lateinamerikas, wie in Venezuela, die damalige Krise
durch stärkere staatliche Eingriffe  (statt  durch neoliberale  Reformen)  zu
lösen, waren auf Sand gebaut, da sie den Versuch darstellen die Klassen
innerhalb des Kapitalismus zu versöhnen, statt die ArbeiterInnenklasse und
die Jugend zur Zerschlagung des Kapitalismus organisieren.

Doch euer Kampf ist wie unsere Klimabewegung in Deutschland Teil einer
neuen Welle von Klassenkämpfen und Massenaufständen in Lateinamerika
und der ganzen Welt. Ob Chile, Ecuador, Katalonien, Honkong, Irak oder
Libanon. Überall erhebt sich die Arbeiter_Innenklasse gegen neoliberale und
rechte Regierungen. Wir leisten international Widerstand gegen die Folgen
der Krise und die Pläne der Kapitalist_innen, unsere Klasse für die Krise
zahlen zu lassen. So wie der Kapitalismus global in der Krise ist, so kämpfen
auch die Unterdrückten weltweit dagegen. Auch wenn es jetzt noch zu früh
für allgemeine Einordnungen ist, so stellen die aktuellen Kämpfe doch einen
Wendepunkt und die Möglichkeit eines Kippens des Kräfteverhältnisses da –
gegen den Vormarsch rechter und neoliberaler Regierungen.

Nicht nur in Chile, auch in all den anderen Ländern steht die Jugend an
vorderster  Front  dieser  Kämpfe  und  tritt  am  entschlossensten  für  eine
bessere Zukunft ein. Wir halten es für eine zentrale Aufgabe die Kämpfe der
Jugend  und  der  Arbeiter_Innenklasse  weltweit  zusammenzuführen.  Als
Jugendorganisation  treten  wir  deshalb  für  den  Aufbau  einer
Jugendinternationale ein.  Auch wenn die Jugend alleine den Kapitalismus
nicht  zerschlagen  kann,  so  ist  es  dennoch  wichtig,  dass  diese  sich



selbstständig  organisiert.  Die  Jugend  braucht  eine  unabhängige
Organisation,  ein  eigenes  politisches  Programm  und  muss  ihre  eigenen
Erfahrungen machen können. Gemeinsam mit euch und Jugendlichen rund
um  den  Globus  müssen  wir  eine  solche  internationale  revolutionäre
Jugendorganisation aufbauen. Wenn ihr das auch so seht, meldet euch bei
uns.

Der Jugend gehört die Zukunft. Gemeinsam können wir eine Welt gewinnen.
Hoch die internationale Solidarität! Für Weltrevolution und Kommunismus!

 

 

Schulstreiks  überall  -Wie  kann
es weiter gehen?

Jaqueline Katherina Singh
Am 21. Juni sind in Berlin 400 Schüler_Innen auf die Straße gegangen, um
gegen die drohende Schulprivatisierung zu demonstrieren, die der Berliner
Senat  hinter  verschlossenen  Türen  plant.  Heute,  am 22.  Juni,  gehen  in
Nürnberg, Kassel, Dresden, Würzburg und 3 weiteren Städten Jugendliche
auf die Straße, um gegen Abschiebungen zu demonstrieren – auf Initiative
des Bündnisses „Jugendaktion Bildung gegen Abschiebung“. Zuvor haben in
München  Schüler_Innen  gegen  das  neue  Polizeiaufgabengesetz  gestreikt.
Dort haben rund 2000 Jugendliche gezeigt, dass sie die Verschärfung der
Repression  aufhalten  wollen.  Doch  was  folgt  aus  diesen  zahlreichen
Protesten?
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Potenzial bündeln
In den letzten Jahren haben wir in Deutschland und sonst wo auf der Welt
einen  Rechtsruck  erlebt.  Der  früher  als  rechter  Rand  betitelte  Teil  der
Gesellschaft  ist  mittlerweile  im  Alltag  aufzufinden.  Die  AfD  hetzt  im
Bundestag und nebenbei erlässt die Regierung die rassistischen Gesetze und
versucht  immer  mehr  und  mehr  Geflüchtete  in  Krieg,  Armut  und
Perspektivlosigkeit abzuschieben. Aber der Rechtsruck bedeutet nicht nur,
dass der Rassismus im Alltag immer mehr Gestalt annimmt. Er hat auch
andere Formen: Ein Jahr nach dem G20-Gipfel im Hamburg sehen wir eine
Zunahme von Repression und Gesetzesverschärfungen. Denn nicht nur in
Bayern ist ein neues Polizeiaufgabengesetz geplant – auch in Sachsen und
Nordrhein-Westfalen will man die Rechte der Polizei ausweiten. Zusätzlich
können  wir  beobachten,  wie  der  Etat  für  innere  Sicherheit  und  die
Bundeswehr  massiv  angehoben  wurde  und  beispielsweise  in  Bayern  die
Polizei unter dem Namen „Baytex18“ muntere Krisenübungen zusammen mit
Soldaten der Bundeswehr macht.

Während in diesem Bereich mehr Geld ausgegeben wird, lesen wir zeitgleich
in den Nachrichten von der „Schwarzen Null“, Bundeshaushalt, bei dem die
Ausgaben die Einahmen nicht übersteigen sollen. Um diese Ziel zu erreichen,
muss gespart werden, wenn die Ausgaben für innere Sicherheit und Militär
massiven  ansteigen  –  und  zwar  an  der  Gesundheit,  an  Bildung,  beim
Öffentlichen  Dienst,  der  Infrastruktur.  Ab  2019  tritt  zusätzlich  die  sog.
„Schuldenbremse“  in  Kraft“,  die  die  „schwarze  Null“  allen  Ländern  und
Kommunen vorschreibt. Diese trifft vor allem jene Gemeinden und Länder,
die ohnedies schon verschuldet sind oder deren Bevölkerung arm ist, also
auch weniger Steuern zahlen kann/muss. Daher können sie wenig oder nichts
investieren,  müssen  weiter  an  Infrastruktur,  kommunalen  Einrichtungen,
Schulen,  Jugendzentren,  Freizeiteinrichtungen  sparen  –  oder  diese  an
Investoren verscherbeln,  die  nicht  an  den Bedürfnissen der  Bevölkerung
interessiert sind, sondern an ihren Profiten.

Wir sehen: Es gibt viel,  was falsch läuft. Doch während der Großteil der
Gesellschaft  mittlerweile  darin versinkt  zu diskutieren,  ob man nicht  am
besten gleiche alle Geflüchteten, die hier ankommt abschiebt und wie viele



Menschen man im Mittelmeer ertrinken lässt, gibt es auch jene, die etwas
verändern  wollen.  Die  Jugendlichen,  die  gegen  die  Privatisierung  der
Schulen, das Polizeiaufgabengesetz und vor allem gegen Rassismus auf die
Straße gegangen sind, wollen aktiv werden. Sie alle sind unzufrieden mit der
aktuellen  Situation  und  wollen  dies  nicht  stillschweigend  hinnehmen.
Deswegen  gilt  es,  dieses  Potenzial  zu  bündeln  –  die  Frage  ist  nur  wie?

Wie?
Es bedarf einer klaren Perspektive. Es muss heißen: Wir belassen es nicht bei
einer  Aktion,  sondern wir  wollen  unseren Protest  ausweiten.  Wir  wollen
größer werden und mehr Jugendliche ansprechen. Daher sollten wir weiter
aufeinander positiv Bezug zu nehmen, die verschiedenen Aktionen bekannt
machen, so dass die Jugendlichen wissen, dass es nicht nur in „ihrer“ Stadt
oder an ihrer Schule Protest gibt. Doch wir müssen auch weiter gehen und
die Aktivist_Innen aus den unterschiedlichen Städten miteinander vernetzen.
Dazu  müssen  wir  uns  treffen  und  gemeinsam  diskutieren,  wie  wir  die
unterschiedlichen  Kämpfe  miteinander  verbinden  können,  wann  wir  eine
neue Aktion planen wollen und welche Forderungen wir ins Zentrum stellen
wollen  -quasi  eine  selbstorganisierte  Aktionskonferenz.  Das  sind  erste
Schritte  in  die  richtige  Richtung,  die  getan  werden  müssen,  damit  es
erfolgreich weitergeht. Doch damit wir wachsen, müssen wir uns fragen, was
braucht es damit nicht nur Hunderte oder Tausende, sondern die Masse an
Jugendliche auf die Straße gehen?

Eine Bewegung entsteht selten im luftleeren Raum. Es bedarf Menschen bzw.
Organisationen,  die  diese  bewusst  mit  aufbauen.  Wenn  wir  eine
Jugendbewegung aufbauen wollen, die sich gegen Rassismus, Militarismus
und Spaßmaßnahmen richtet um der Regierung Dampf zu machen, müssen
sich  auch  andere  Organisationen  beteiligen.  Das  betrifft  vor  allem  die
G e w e r k s c h a f t s j u g e n d ,  a b e r  a u c h  S t u d i e r e n d e n -  u n d
SchülerInnenvertretungen. Außerdem sollen wir Jugendorganisationen von
MigrantInnen, antirassistische, antisexistische und andere Initiativen junger
Menschen  einbeziehen.  Und  natürlich  müssen  auch  alle  linken
Jugendorganisation – seien es die Linksjugend Solid, der SDS, die SDAJ, die



Falken oder auch die Jusos aufgefordert werden, aktiv gegen die Angriffe der
Regierungen, der Unternehmer und der Rechten zu kämpfen und sich zu
einem Aktionsbündnis zusammenzuschließen – nicht nur lokal, sondern als
Bundesorganisationen. Schließlich sind die Probleme, die wir haben, nicht
nur auf eine Stadt begrenzt, sondern betreffen uns überall.

Dabei ist  es wichtig zu verstehen, dass eine Bewegung nicht nur darauf
basiert,  dass  man  die  Führungen  von  Organisationen  zum  Widerstand
auffordert oder gemeinsame Aktionen verabredet. Wer Erfolg will, der muss
sich auch lokal verankern und die Mobilisierung nutzen, um Basisarbeit an
den  Orten  anzufangen,  an  denen  wir  uns  bewegen  müssen.  Für  uns
Jugendliche sind das in erster Linie die Schulen, aber auch Berufsschulen,
Betriebe und Universitäten.  Dort  müssen wir  mit  den Aktivist_Innen,  die
Interesse haben, sich an der Bewegung zu beteiligen und diese aufzubauen,
diskutieren und zu Aktionen durchführen. Wir von REVOLUTION treten für
d e n  A u f b a u  v o n  S t r e i k -  u n d  A k t i o n s k o m i t e e s  e i n ,  d i e
Informationsveranstaltungen,  Vollversammlungen  und  Widerstand
organisieren.  Warum?  Weil  auf  diesem  Wege  auch  Menschen  erreicht
werden,  die  bisher  nicht  politisch  aktiv  waren.  Zusätzlich  politisiert  und
polarisiert man an den Orten, an denen wir lernen, studieren, arbeiten oder
eine Ausbildung machen müssen – und wirft Fragen im Alltag der Menschen
auf.

Als REVOLUTION denken wir, dass eine Jugendbewegung notwendig ist, um
gegen die  aktuellen  Missstände in  diesem Land erfolgreich  zu  kämpfen.
Deswegen wollen wir den Aufbau einer solchen Bewegung unterstützen und
hoffen,  dass  dies  auch  andere  Organisationen  tun.  Denn  wenn  wir
flächendeckend gegen Abschiebungen und Rassismus, gegen die Zunahme
der Repression und gegen die Sparmaßnahmen kämpfen wollen, braucht es
mehr als ein paar kleine linke Organisationen, die ein paar Kampagnen zu
diesen Themen machen. In solch einer Bewegung treten wir als Organisation
für  Kritik-  und  Propagandafreiheit  ein  –  das  heißt,  dass  alle  beteiligten
Organisationen  auch  untereinander  Kritik  üben  und  diskutieren  können
sowie ihre eigenen Materialien verteilen dürfen. Daneben wollen wir in so
einer Bewegung für unser Programm eintreten: Das heißt, dass wir dafür



sind,  nicht  nur  gegen  Abschiebungen  zu  kämpfen,  sondern  für  offene
Grenzen  und  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle.  Wir  fordern  nicht  nur
Abrüstung,  sondern  lehnen  jede  Finanzierung  des  staatlichen
Gewaltmonopole, also der Polizei und Bundeswehr nach dem Motto, „Keinen
Cent für Militarismus und Repression“ ab. Auch sind wir nicht nur gegen die
zahlreichen  Sparmaßnahmen,  sondern  für  den  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus, die Enteignung der Wohnungsspektution, der großen Banken
und  Konzerne  ein,  für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und
Bildungssystems  durch  Besteuerung  der  Reichen  und  Profite  –  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innen, der Mieter_Innen und der Lernenden. Dazu
brauchen  wir  nicht  nur  eine  breite  Bewegung,  sondern  auch  eine
revolutionäre  Jugendorganisation  –  one  solution  –  REVOLUTION!

Erster Mai in Israel – Ein Land
ohne Arbeiterbewegung?
Zu  den  nationalen  Festlichkeiten,  die  ich  während  meines  einjährigen
Aufenthalts in Israel als Freiwilliger erleben durfte zählte, neben dem HaJom
Shoa  (dem  Holokaustgedenktag),  dem  Memorialday  und  dem
Independenceday, auch der Tag der Arbeit, an dem ich mich anfang diesen
Monats beteiligte.

Das  Demonstrationsangebot  war  eher  mager  und  beschränkte  sich,
ausgenommen  einiger  unbedeutender  Minidemos,  auf  eine
Großdemonstration durch das Zentrum Tel  Avivs.  Das erste,  was meinen
Blick kurz nach meiner Ankunft am Startpunkt der Demonstration, dem Kikar
Rabin, fesselte, waren die aus dem bunten Haufen aus Arabern, Hippies und
FDJ-ähnlich  gekleideten  Jugendgruppen  herausstechenden
Nordkoreaflaggen. Nachdem deren Träger anfangs mit lautem Gegröle und
wildem Fahnenschwenken nach Aufmerksamkeit zu suchen schienen, waren
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diese mit dem Start des Demonstrationszuges jedoch vorläufig verschwunden
und tauchten erst zur Abschlusskundgebung wieder auf.

Mir wurde später erzählt, dass es sich um die Provokation einer neoliberalen
Studentengruppe  gehandelt  habe.  Sich  aufstellen  durfte  dem  äußeren
Anschein nach also jede Gruppe, in deren Name oder Programm irgendwie
die Begriffe Sozialismus, Kommunismus oder Arbeiterklasse fallen.

So machten einen Großteil der Demonstration die Ultras des Fußballclubs
Hapoel  Tel  Aviv  (= Arbeiter  Tel  Avivs)  aus,  welche  den Ursprung ihres
Vereins in der israelischen Gewerkschaft Histadrut sehen und unter denen
sich  den  Che  Guevara  Fahnen  zu  Folge  auch  einige  versteckte
Antiimperialisten  zu  tummeln  scheinen.  Gleich  dahinter  stellte  sich  die
zahlenmäßig gut vertretene Hadaschpartei auf. Die 1977 gegründete jüdisch-
arabische Partei bezeichnet sich selbst als kommunistisch und setzt sich für
Arbeiterrechte,  als  auch  die  Beendigung  der  Besatzung  von  Gaza  und
Westbank, inklusive der Räumung aller jüdischen Siedlungen ein. Daneben
war zwischen vielen kleinen schwer zu überblickenden und sich ziemlich
ähnlich  sehenden  kleinen  Gruppierungen  und  nicht  organisierten
Teilnehmern,  noch ein  anarcho-synikalistischer  Block vorzufinden,  dessen
Teilnehmer klassisch Schwarz gekleidet und mit rotem Halstuch vermummt
waren.

Angeführt und organisiert wurde die 1. Mai-Demo von einer uniformiert
marschierenden, trommelnden, singenden, tanzenden Jugendbewegung

mit  dem Namen Hanoar  Haoved Vehalomed,  was so  viel  wie  “Nationale
Organisation der lernenden und arbeitenden Jugend” bedeutet. Ihr großes
Aufgebot und auch die Tatsache, dass sie die einzige Jugendbewegung zu
sein  schienen  interessierten  mich,  weshalb  ich  einem Mitglied  mit  dem
Namen Scharon ein paar Fragen stellte. Zuerst wollte ich etwas von ihr über
ihre Organisation wissen.

Ihre auf mich teilweise ein wenig konfus wirkenden Antworten lassen sich
folgender Massen zusammen fassen: Hanoar Haoved Vehalomed ist eine vor
90 Jahren gegründete zionistisch-sozialistische Jugendbewegung, in welcher
man bis zum Eintritt in die Armee Mitglied sein und sich dort sozial aber
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auch in Diskussionsrunden und Seminaren organisieren könne.

Auf meine Frage hin, was die Ziele seien, für die ihre Bewegung kämpfe,
antwortete sie selbstbewusst mit: “Für eine gerechte Gesellschaft! Das Ideal
unserer Bewegung ist die Gleichheit.” . Ich fragte sie, wie sie dieses Ideal mit
der rassistischen Ideologie des Zionismus in Einklang bringen würde und sie
räumte ein, dass das ein Dilemma wäre, in dem sie persönlich stecke. Jedoch
beziehe sich der Zionismus ihrer Bewegung nicht auf den rassistischen und
kapitalistischen Status Quo, sondern auf die “guten alten sozialistischen”
Theoretiker  wie  zum  Beispiel  Theodor  Herzl  oder  Ben  Gurion.  Beide
verfolgten ihrer Meinung ebenso wie die Hanoar Haoved Vehalomed das Ziel
einer friedlichen Koexistenz der Völker, wobei Israel lediglich ein sicherer
Zufluchtsort für Juden aus aller Welt sein solle.

Israelischer Geschichtsunterricht scheint also ziemlich einseitig zu sein, denn
die kolonialistischen Ideen Herzls und Gurions fanden in ihren Ausführungen
keine Erwähnung.  Das zionistische Prinzip der “Eroberung durch Arbeit”
zum Beispiel, welches von Herzl einst formuliert und von Gurion praktisch
realisiert wurde. Herzl schrieb dazu in seinem Tagebuch: “Den Privatbesitz
der  angewiesenen  Ländereien  müssen  wir  sachte  exportieren.  Die  arme
Bevölkerung trachten wir unbemerkt über die Grenze zu schaffen, indem wir
ihr  in  den Durchzugsländern Arbeit  verschaffen,  aber  in  unserem Lande
jederlei  Arbeit  verweigern.”(1)  Ein  Ausspruch,  welcher  eine  Ideenwelt
vermuten lässt, die ich nicht unbedingt einem Kommunisten zuordnen würde.

Das gleiche gilt für Gurion, dem ersten Premierminister Israels. Er war zwar
innerhalb  der  Arbeiterbewegung  aktiv  und  einer  der  Gründer  der
israelischen Arbeiterpartei. Allerdings war er wohl so sehr Sozialist, wie es
Helmut  Schmidt  oder  Gerhard  Schröder  waren.  Anstatt  mit  der
internationalen  Arbierklasse  für  die  Revolution  zu  kämpfen,  arbeitete  er
immer wieder offen mit unterschiedlichen imperialistischen Mächten – erst
mit dem osmanischen Reich, später mit dem Britischen Empire – zusammen,
um seine zionistischen Ideen um jeden Preis umzusetzen. Ausdruck genug ist
ein  Auszug  aus  einem Brief  von  1938  an  die  Jewish  Agency,  in  der  er
schrieb:„Ich bin für Zwangsumsiedlung (der Palästinenser); darin sehe ich
nichts Unmoralisches.“



Ich fragte sie daraufhin, ob sie Leo Trotzki kenne, worauf sie antwortete “Ja,
der Name sagt mir was. Ich glaube ich habe mal in einem Seminar was zu
ihm gehört und es hat mir gefallen, wenn ich mich richtig erinnere.”

Zum Schluss wollte ich von ihr als Mitveranstalterin der Demo wissen, was
der 1. Mai eigentlich für eine Bedeutung in Israel habe, ob er in irgendeiner
Weise  Bezug  zur  internationalen  Arbeiterbewegung  nehme  und  was  die
israelische Arbeiterklasse für  zentrale  Forderungen stelle.  Ihrer  Meinung
nach handle es sich hier ganz schlicht um die “Israeli version” des 1. Mais.
Es gäbe keine Verbindung zu anderen Arbeiterbewegungen oder Ähnlichem,
vielmehr  sei  es  ein  Datum  an  dem  die  linken  Kräfte  der  israelischen
Gesellschaft lautstark und fröhlich auf die Straße gingen.

Diese  Antwort  überrascht  kaum,  wenn  man  sich  einmal  die  israelische
Klassensituation anguckt. Die großen Arbeiterparteien halten immer noch an
derselben Ideologie fest, der sie im frühen 20. Jahrhundert entsprungen sind.
Ihr  zionistisches  Erbe  führt  zur  täglichen Verneinung der  proletarischen
Klasseninteressen im Namen der nationalen Einheit,  wie auch israelische
Historiker wie Zeev Sternhell eingestehen (2). So ist es nicht verwunderlich,
dass die Arbeiterbewegung vielen als “Ad-hoc Erfindung zur Erreichung der
Unabhängigkeit” (3) erscheint.

Klar  ist  aber,  dass  die  zionistische  und  reformistische  Politik  in  der
Arbeiterbewegung  keine  Alternative  zur  starken  israelischen  Rechten,
geschweige denn im Kampf  für  eine sozialistische Gesellschaft,  darstellt.
Eine Tatsache, die sich auch in den vergangenen Wahlen zeigte. Das Problem
wird noch dadurch verstärkt, dass die Arbeiterklasse in der Region durch die
chauvinistische  Migrationspolitik  der  israelischen  Kapitalist_innen  stark
gespalten  ist.  Jüdische  Arbeiter_innen  werden  durch  billigere
palästinensische  Arbeiter_innen;  palästinensische  Arbeiter_innen  durch
billigere und politisch besser unter Kontrolle zu haltende afrikanische oder
thailändische Arbeiter_innen ersetzt.

Der  Bruch  mit  der  zionistischen  Ideologie  ist  also  eine  gurndlegende
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Voraussetzung  für  eine  revolutionäre  und  internationalistische
Arbeiterbewegung in der Region. Und nur durch eine gemeinsame Bewegung
der arabischen und jüdischen Arbeiterklasse gegen die Ausbeutung durch die
israelischen Kapitalist_innen, gegen die rassistische Siedlungspolitik und den
Krieg  in  den  besetzten  Gebieten,  kann  dem anhaltenden  Leid  ein  Ende
bereitet  werden.  Natürlich  haben  auch  die  politischen  Ideen  der
palästinensischen Bourgeoisie unter Fatah und Hamas nichts zu suchen. Das
(antideutscher) Argument vieler Linker in Europa, dass die Voraussetzung
für Widerstand gegen den Zionismus sei, dass es keine reaktionären Ideen in
den palästinensischen Gebieten mehr gäbe, ist falsch. Das gleiche Argument
würde ja auch bedeuten, dass man so lange für einen Krieg in Afghanistan
oder dem Irak sein müsste, nur weil der Widerstand gegen die Besatzer nicht
revolutionär ist.

Natürlich ist es aber richtig, dass die Positionen von Fatah und Hamas einem
politischen  Klassenkampfs  der  Arbeiter_innen  absolut  feindlich
gegenüberstehen  und  bekämpft  werden  müssen.  Denn  der  Kapitalismus
beweist  immer  mehr,  dass  er  nicht  einmal  die  grundlegendsten
demokratischen  Rechte,  geschweige  denn  eine  wirtschaftliche  Grundlage
bieten kann, auf der ein friedliches Zusammenleben im Nahen Osten möglich
ist.  Das  Interesse  der  Arbeiter_innen kann daher  nur  eine  revolutionäre
Bewegung sein, deren Ziel ein multiethnisches sozialistisches Palästina und
eine sozialistische Revolution im Nahen Osten ist,
in dem ethnische Minderheiten geschützt, der Staat sekulär, aber das Recht
auf Religionsfreiheit durchgesetzt ist.
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